
 

HRRS  
Onlinezeitschrift für Höchstrichterliche Rechtsprechung zum Strafrecht 
http://www.hrr-strafrecht.de 
 

  
SCHRIFTLEITUNG 
Prof. Dr. Karsten Gaede 
Lehrstuhl für dt., europ. und int. 
Strafrecht und Strafprozessrecht ein-
schließlich Medizin-, Wirtschafts- 
und Steuerstrafrecht 
Bucerius Law School 
Jungiusstraße 6 
20355 Hamburg 
karsten.gaede@strate.net 

REDAKTION 
Prof. Dr. Christian Becker; Prof. Dr. 
Karsten Gaede; RA Dr. Christoph 
Henckel; RiKG Dr. Holger Mann; RA 
Sina Aaron Moslehi; RA Dr. Stephan 
Schlegel 

STÄNDIGE MITARBEITER 
Wiss. Mit. Julia Heß (Redaktionsassis-

tentin); RiLG Dr. Ulf Buermeyer, LL.M.; 

Prof. Dr. Jochen Bung, M.A., Univ. 

Hamburg; Prof. Dr. Christoph Burchard, 

LL.M. (NYU), Univ. Frankfurt; Prof. Dr. 

Daniela Demko, LLM, Univ. Leipzig; 

Prof. Dr. Lutz Eidam, LL.M., Univ. Biele-

feld; Dr. Antje du Bois-Pedain, MJur 

(Oxon), Univ. Cambridge; Prof. Dr. Diet-

helm Klesczewski, Univ. Leipzig; Prof. 

Dr. Hans Kudlich, Univ. Erlangen-Nürn-

berg; Prof. Dr. Frank Meyer, LL.M. 

(Yale), Univ. Zürich; RA Tilo Mühlbauer, 

Dresden; RA Prof. Dr. Ralf Neuhaus, 

Dortmund; RA Dr. Markus Rübenstahl, 

mag. iur., Frankfurt a.M.; Prof. Dr. 

Frank Saliger, LMU München; RA Dr. 

Hellen Schilling, Frankfurt a.M.; Prof. 

Dr. Christoph Sowada, Univ. Greifswald; 

RA Klaus-Ulrich Ventzke, Hamburg und 

Prof. Dr. Wolfgang Wohlers, Univ. Basel 

 

Publikationen  
 
RAin Dr. Laura Seifert, FS-PP Berlin – Zur Abgrenzung strafbarer Tötung auf 
Verlangen und strafloser Beihilfe zum Suizid Anm. zu BGH HRRS 2022 
Nr. 800  S. 13 

Wiss. Mit. Jakob Ebbinghaus, HU Berlin – Das Hawala-Finanzsystem als kri-
minelle Vereinigung Besprechung von BGH HRRS 2021 Nr. 927  S. 16 

Entscheidungen  
 

BVerfG Zulässige Verurteilung eines „Rasers“ wegen Mordes 

BVerfG Fesselung bei der Ausführung eines Strafgefangenen 

BGHSt Qualifikation der Geldwäsche und Meistbegünstigung bei der 
Einziehung 

BGHSt Ergänzungsrichter als zur Urteilsfindung berufene Person 

BGHR Notwehr bei Schüssen auf den Oberkörper 

BGH Verständigung und verfahrensübergreifende Gesamtlösungen 

BGH Bedeutung audiovisueller Vernehmungen bei Auslandszeugen 

BGH Niedrige Beweggründe bei der Tötung des Partners 

Die Ausgabe umfasst 118 Entscheidungen. 

Ausgabe 1/2023 
24. Jahrgang 
ISSN 1865-6277 

HERAUSGEBER 
RA Dr. iur. h.c. Gerhard Strate 

Holstenwall 7, 20355 Hamburg 
gerhard.strate@strate.net 



 

HRRS Januar (1/2023) 

 
 1 

 
 
 

HRRS 
Onlinezeitschrift für Höchstrichterliche 
Rechtsprechung zum Strafrecht 
http://www.hrr-strafrecht.de 

 
HERAUSGEBER 
RA Dr. h.c. Gerhard Strate 
Holstenwall 7, 20355 Hamburg 
gerhard.strate@strate.net 
 
SCHRIFTLEITUNG 
Professor Dr. Karsten Gaede 
Lehrstuhl für dt., europ. und int. Strafrecht und Strafprozessrecht einschließ-
lich Medizin-, Wirtschafts- und Steuerstrafrecht 
Bucerius Law School 
Jungiusstraße 6 
20355 Hamburg 
karsten.gaede@strate.net 
 
REDAKTION 
Prof. Dr. Christian Becker; Prof. Dr. Karsten Gaede; RA Dr. Christoph Henckel; 
RiKG Dr. Holger Mann; RA Sina Aaron Moslehi; RA Dr. Stephan Schlegel 
 
Als ständige Mitarbeiter wirken mit: 
 
Wiss. Mit. Julia Heß (Redaktionsassistentin); RiLG Dr. Ulf Buermeyer, LL.M.; 
Prof. Dr. Jochen Bung, M.A., Univ. Hamburg; Prof. Dr. Christoph Burchard, 
LL.M. (NYU), Univ. Frankfurt; Prof. Dr. Daniela Demko, LLM, Univ. Leipzig; Dr. 
Antje du Bois-Pedain, MJur (Oxon.), Univ. Cambridge; Prof. Dr. Lutz Eidam, 
LL.M., Univ. Bielefeld; Prof. Dr. Diethelm Klesczewski, Univ. Leipzig; Prof. Dr. 
Hans Kudlich, Univ. Erlangen-Nürnberg; Prof. Dr. Frank Meyer, LL.M. (Yale), 
Univ. Zürich; RA Tilo Mühlbauer, Dresden; RA Prof. Dr. Ralf Neuhaus, Dort-
mund; RA Dr. Markus Rübenstahl, mag. iur., Frankfurt a.M.; Prof. Dr. Frank 
Saliger, LMU München; RA Dr. Hellen Schilling, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. Chris-
toph Sowada, Univ. Greifswald; RA Klaus-Ulrich Ventzke, Hamburg und Prof. 
Dr. Wolfgang Wohlers, Univ. Basel. 
 
 
ISSN 1865-6277  
24. Jahrgang, Januar 2023, Ausgabe  1 

 
 

Rechtsprechung 
 

 
 

 

Strafrechtliche/strafverfahrensrechtliche 
Entscheidungen des BVerfG/EuGH/EGMR 

 
 

1. BVerfG 2 BvR 1404/20 (2. Kammer des 
Zweiten Senats) – Beschluss vom 7. Dezember 
2022 (BGH / LG Berlin) 
Erfolglose Verfassungsbeschwerde gegen eine Verurtei-
lung wegen Mordes im „Ku’damm-Raser-Fall“ (Be-
stimmtheitsgebot; Analogieverbot; Wortlautgrenze; Prä-
zisierungsgebot; Verschleifungsverbot; gefestigte höchst-
richterliche Rechtsprechung zur Abgrenzung von beding-
tem Vorsatz und bewusster Fahrlässigkeit bei Tötungsde-
likten; Wissens- und Willenselement der inneren Tat-
seite; Gesamtschau der Umstände des Einzelfalls; bloße 
Indizwirkung der objektiven Gefährlichkeit der Fahrt; 
Schuldgrundsatz; Gebot schuldangemessenen Strafens). 
Art. 1 Abs. 1 GG; Art. 20 Abs. 3 GG; Art. 103 Abs. 2 GG; 
§ 211 StGB; § 212 StGB; § 315c StGB; § 315d StGB 

1. Die Verurteilung des Teilnehmers eines verbotenen 
Kraftfahrzeugrennens, bei dem ein unbeteiligter Verkehrs-
teilnehmer zu Tode gekommen ist („Ku’damm-Raser-
Fall“), wegen eines vorsätzlichen Tötungsdelikts verstößt 
nicht gegen das verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot, 
wenn die Strafgerichte auf der Grundlage der ständigen 
höchstrichterlichen Rechtsprechung zur Abgrenzung von 
bedingtem Vorsatz und bewusster Fahrlässigkeit und (le-
diglich) ausgehend von der besonderen Gefährlichkeit der 
Wettfahrt zu dem Ergebnis gelangen, dass die festgestell-
ten Umstände des Einzelfalls bei einer Gesamtschau das 
Vorhandensein des Wissens- und des Willenselements der 
inneren Tatseite belegen (Folgeentscheidung zu BGH, Ur-
teil vom 18. Juni 2020 – 4 StR 482/19 – [= HRRS 2020 
Nr. 1008]). 
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2. Es führt nicht zu einer unzulässigen Verschleifung von 
Tatbestandsmerkmalen, dass ein tatsächlicher Umstand 
Beweisbedeutung für unterschiedliche Tatbestandsmerk-
male haben kann – wie hier die objektive Gefährlichkeit 
der Tathandlung als wesentlicher Indikator sowohl für das 
Wissens- als auch das Willenselement. Ebensowenig be-
rührt es eine Verschleifungsfrage, dass ein mit Verlet-
zungsvorsatz handelnder Täter nicht nur ein Verletzungs-
delikt, sondern tateinheitlich dazu ein konkretes Gefähr-
dungsdelikt verwirklichen kann. Auf das Verhältnis meh-
rerer selbstständiger Straftatbestände zueinander ist das 
Verschleifungsverbot nicht übertragbar; insoweit stellen 
sich vielmehr in erster Linie Konkurrenzfragen. 
 
3. Die Annahme eines vorsätzlichen Tötungsdelikts ver-
letzt hier auch nicht den in der Menschenwürde und im 
Rechtsstaatsprinzip wurzelnden Schuldgrundsatz; denn 
Grundlage für die Bestimmung des Schuldgehalts und der 
Strafhöhe sind die einzelfallbezogenen Feststellungen zur 
individuellen Vorwerfbarkeit der Tat. 
 
4. Art. 103 Abs. 2 GG enthält für die Gesetzgebung ein 
striktes Bestimmtheitsgebot sowie ein damit korrespon-
dierendes, an die Rechtsprechung gerichtetes Verbot straf-
begründender Analogie. Ausgeschlossen ist danach jede 
Rechtsanwendung, die tatbestandsausweitend über den 
Inhalt einer gesetzlichen Sanktionsnorm hinausgeht, wo-
bei der mögliche Wortlaut als äußerste Grenze zulässiger 
richterlicher Interpretation aus der Sicht des Normadres-
saten zu bestimmen ist. 
 
5. Die Rechtsprechung trifft eine Verpflichtung, verblei-
bende Unklarheiten über den Anwendungsbereich einer 
Norm durch Präzisierung und Konkretisierung im Wege 
der Auslegung nach Möglichkeit auszuräumen (Präzisie-
rungsgebot). Dies gilt insbesondere bei Tatbeständen, die 
der Gesetzgeber im Rahmen des Zulässigen durch Ver-
wendung von Generalklauseln verhältnismäßig weit und 
unscharf gefasst hat und bei denen sich erst aufgrund einer 
gefestigten Rechtsprechung eine zuverlässige Grundlage 
für ihre Auslegung und Anwendung gewinnen lässt. 
 
6. Das Bestimmtheitsgebot verbietet es den Gerichten, 
einzelne Tatbestandsmerkmale auch innerhalb ihres mög-
lichen Wortsinns so weit auszulegen, dass sie vollständig 
in anderen Tatbestandsmerkmalen aufgehen, also zwangs-
läufig mit diesen mitverwirklicht werden (Verbot der Ver-
schleifung von Tatbestandsmerkmalen). 
 
7. Bei Tötungsdelikten besteht für die Abgrenzung zwi-
schen bedingtem Vorsatz und bewusster Fahrlässigkeit 
eine gefestigte höchstrichterliche Rechtsprechung. Diese 
ist mit dem Bestimmtheitsgrundsatz vereinbar, wenn-
gleich sie seitens der Strafrechtswissenschaft teilweise 
Kritik ausgesetzt ist und bestimmte – allerdings hinnehm-
bare – Randunschärfen aufweist. 
 
8. Bedingter Tötungsvorsatz ist danach gegeben, wenn der 
Täter den Tod als mögliche, nicht ganz fernliegende Folge 
seines Handelns erkennt (Wissenselement) und dies bil-
ligt oder sich um des erstrebten Zieles willen zumindest 
mit dem Eintritt des Todes abfindet, mag ihm der 

Erfolgseintritt auch gleichgültig oder an sich unerwünscht 
sein (Willenselement). Bewusste Fahrlässigkeit liegt dage-
gen vor, wenn der Täter mit der als möglich erkannten Tat-
bestandsverwirklichung nicht einverstanden ist und ernst-
haft und nicht nur vage darauf vertraut, der tatbestandli-
che Erfolg werde nicht eintreten. 
 
9. Bei der Annahme bedingten Vorsatzes müssen sowohl 
das Wissenselement als auch das Willenselement in jedem 
Einzelfall anhand einer Gesamtschau aller objektiven und 
subjektiven Tatumstände geprüft und durch tatsächliche 
Feststellungen belegt werden. Die objektive Gefährlichkeit 
einer Handlung stellt dabei zwar jeweils einen wesentli-
chen Indikator dar, ist jedoch ebenso wie der Grad der 
Wahrscheinlichkeit eines Erfolgseintritts kein allein maß-
gebliches Kriterium für die Entscheidung. 
 

2. BVerfG 2 BvR 2316/21 (1. Kammer des 
Zweiten Senats) – Beschluss vom 24. Novem-
ber 2022 (LG Berlin) 
Anordnung der Fesselung bei Ausführung eines Strafge-
fangenen (fehlendes Rechtsschutzbedürfnis nach Erle-
digung mangels Darlegung eines besonders belastenden 
Grundrechtseingriffs; Begründungslast für das Fortbe-
stehen der Zulässigkeitsvoraussetzungen der Verfas-
sungsbeschwerde bei Änderung der Sach- und Rechts-
lage). 
Art. 19 Abs. 4 GG; § 23 Abs. 1 Satz 2 BVerfGG; § 92 
BVerfGG; § 86 StVollzG Bln 

 
1. Die Verfassungsbeschwerde eines Strafgefangenen be-
treffend die Anordnung der Justizvollzugsanstalt, ihn 
während einer geplanten Ausführung in eine kirchliche 
Begegnungsstätte zu fesseln und von uniformierten Be-
diensteten begleiten zu lassen, ist mangels fortbestehen-
den Rechtsschutzbedürfnisses unzulässig, wenn die Aus-
führung zwischenzeitlich stattgefunden hat und der Ge-
fangene, der während des gesamten Aufenthalts am Zie-
lort ungefesselt war, nicht darlegt, inwieweit er gleich-
wohl einem besonders belastenden Grundrechtseingriff 
ausgesetzt war (Hauptsacheentscheidung nach Ableh-
nung des Erlasses einer einstweiligen Anordnung durch 
Beschluss vom 11. Januar 2022 [= HRRS 2022 
Nr. 142]). 
 
2. Bei Erledigung des mit der Verfassungsbeschwerde ver-
folgten Begehrens besteht ein Rechtsschutzbedürfnis nur 
dann fort, wenn entweder die Klärung einer verfassungs-
rechtlichen Frage von grundsätzlicher Bedeutung andern-
falls unterbliebe und der gerügte Grundrechtseingriff be-
sonders belastend erscheint oder eine Wiederholung der 
angegriffenen Maßnahme zu besorgen ist oder die gegen-
standslos gewordene Maßnahme den Beschwerdeführer 
noch weiterhin beeinträchtigt. 
 
3. Den Beschwerdeführer trifft bei entscheidungserheb-
licher Veränderung der Sach- und Rechtslage eine Be-
gründungslast für das Fortbestehen der Annahme- und 
Zulässigkeitsvoraussetzungen der Verfassungsbe-
schwerde. 
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Rechtsprechung 
 

 
 

 

Hervorzuhebende Entscheidungen des BGH 
I. Materielles Strafrecht – Allgemeiner Teil 

 
 

50. BGH 5 StR 372/21 – Urteil vom 8. August 
2022 (LG Bremen)   
BGHSt; Meistbegünstigungsprinzip (mildestes Gesetz; 
strikte Alternativität; Gesamtvergleich; abgestufte Prü-
fungsfolge; Bedeutung von Nebenfolgen; Einziehung; 
Rückwirkungsverbot); Geldwäsche (Begehung als Ver-
pflichteter nach dem GWG; Grundtatbestand; Qualifika-
tion). 
§ 2 StGB; § 261 StGB; Art. 103 Abs. 2 GG; § 2 GWG 

 
1. Den Qualifikationstatbestand des § 261 Abs. 4 StGB n.F. 
erfüllt nur, wer bei der Geldwäsche in Ausübung seiner 
gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit handelt, die ihn 
zum Verpflichteten nach § 2 des Geldwäschegesetzes 
macht. (BGHSt) 
 
2. Ist die Anwendung einer neuen Gesetzesvorschrift ge-
boten, weil sie gegenüber der zur Tatzeit geltenden die ge-
ringere Strafe vorsieht, kann eine nach der neuen Vor-
schrift zulässige Einziehung auch angeordnet werden, 
wenn dies nach der früheren Vorschrift rechtlich nicht 
möglich war. Die Beurteilung teilweise nach der alten und 
teilweise nach der neuen Vorschrift ist auch mit Blick auf 
§ 2 Abs. 5 StGB nicht zulässig. (BGHSt) 
 
3. Das mildere von zwei Gesetzen ist dasjenige, welches 
anhand des konkreten Falls nach einem Gesamtvergleich 
des früher und des derzeit geltenden Strafrechts das für 
den Angeklagten günstigere Ergebnis zulässt. Dabei ist 
der Grundsatz strikter Alternativität zu beachten: Es kann 
nur entweder die frühere oder die neue Gesetzesvorschrift 
in ihrer Gesamtheit angewendet werden; eine Beurteilung 
teilweise nach der alten und teilweise nach der neuen Vor-
schrift ist nicht zulässig. Dieser Grundsatz ist Ausdruck 
der Gesetzesbindung und dient damit der Rechtssicher-
heit. Denn jedes Gesetz wird als eine Einheit erlassen, de-
ren Teile aufeinander abgestimmt sind; daher würde der 
Sinn des Gesetzes verletzt werden, wenn der Richter aus 
dieser Einheit einzelne Teile herausnehmen und durch 
Teile eines anderen, früher oder später erlassenen Geset-
zes ersetzen. (Bearbeiter) 
 
4. Danach ist in aller Regel eine abgestufte Prüfungsrei-
henfolge einzuhalten: Zunächst muss feststehen, dass bei 
beiden (oder mehreren) in Betracht kommenden Geset-
zesfassungen die Strafbarkeit fortbesteht. Sodann ist unter 
Berücksichtigung des konkreten Einzelfalles das mildeste 
Gesetz zu ermitteln. Hierbei sind zuerst die nach beiden 
Gesetzen zulässigen Hauptstrafen miteinander zu verglei-
chen. Erst wenn sich daraus das mildere Gesetz nicht 

ergibt, kann es auf Nebenstrafen und Nebenfolgen ankom-
men. (Bearbeiter) 
 
5. Weder Wortlaut, Historie noch Systematik von § 2 Abs. 
5 StGB gebieten es nach Ansicht des Senats, vom Grund-
satz der strikten Alternativität abzuweichen. Auch aus dem 
verfassungsrechtlichen Rückwirkungsverbot ergibt sich 
nichts Abweichendes, da die Einziehung nach §§ 73, 73c 
StGB keinen strafähnlichen Charakter hat. (Bearbeiter) 
 
6. Den Qualifikationstatbestand des § 261 Abs. 4 StGB n.F. 
erfüllt nur, wer bei der Geldwäsche in Ausübung der ge-
werblichen oder beruflichen Tätigkeit handelt, die ihn 
zum Verpflichteten nach § 2 des Geldwäschegesetzes 
macht. Der Senat muss hier nicht entscheiden, ob eine 
ausschließlich illegale Betätigung dem § 2 GwG unterfällt. 
Handlungen außerhalb der besonderen geldwäscherecht-
lichen Verantwortung“ sind hingegen von dem Qualifika-
tionstatbestand ausgenommen und werden bloß vom 
Grundtatbestand des § 261 Abs. 1 Satz 1 StGB n.F. erfasst. 
(Bearbeiter) 
 

43. BGH 5 StR 276/22 – Beschluss vom 25. Ok-
tober 2022 (LG Bremen)   
BGHR; Notwehr durch lebensgefährliche Schüsse auf 
den Oberkörper (Geeignetheit; Erforderlichkeit; kon-
krete Kampflage; ex ante-Perspektive; Erkenntnishori-
zont des Angegriffenen; dynamisches Geschehen; An-
drohung; Warnschuss; nicht lebensgefährliche Verteidi-
gung; keine übersteigerten Anforderungen; subjektives 
Notwehrelement). 
§ 32 StGB 

 
1. Für die zur Beurteilung der Erforderlichkeit einer Not-
wehrhandlung gebotene ex ante-Betrachtung ist entschei-
dend, wie sich die Lage aus Sicht eines objektiven und um-
fassend über den Sachverhalt orientierten Dritten in der 
Tatsituation des Angeklagten nach der unter Beachtung 
des Zweifelssatzes zu bildenden tatrichterlichen Überzeu-
gung darstellt. Geprägt wird die Tatsituation eines Vertei-
digers dabei auch durch den ihm in diesem Moment zu-
gänglichen Erkenntnishorizont; maßgeblich ist nicht die 
Sicht eines allwissenden Beobachters, sondern die Per-
spektive des sorgfältig beobachtenden Verteidigers. 
(BGHR) 
 
2. Eine in einer Notwehrlage verübte Tat ist gerechtfertigt, 
wenn sie zu einer sofortigen und endgültigen Abwehr des 
Angriffs führt und es sich bei ihr um das mildeste Abwehr-
mittel handelt, das dem Angegriffenen in der konkreten 
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Situation zur Verfügung steht. Für den lebensgefährlichen 
Einsatz einer Schusswaffe in Notwehrsituationen gilt da-
bei, dass ein solcher zwar nicht von vornherein unzulässig 
ist, aber nur das letzte Mittel der Verteidigung sein kann. 
In der Regel ist der Angegriffene gehalten, den Gebrauch 
der Waffe zunächst anzudrohen. Reicht dies nicht aus, so 
muss er, wenn möglich, vor dem tödlichen Schuss einen 
weniger gefährlichen Waffeneinsatz versuchen. In Frage 
kommen ungezielte Warnschüsse oder, wenn diese nicht 
ausreichen, Schüsse in die Beine, um den Angreifer kampf-
unfähig zu machen. (Bearbeiter) 
 
3. Der Angegriffene ist grundsätzlich berechtigt, dasjenige 
Abwehrmittel zu wählen, welches eine endgültige Beseiti-
gung der Gefahr gewährleistet. Er muss auf weniger ge-
fährliche Verteidigungsmittel nur zurückgreifen, wenn de-
ren Abwehrwirkung unzweifelhaft ist und ihm genügend 
Zeit zur Abschätzung der Lage zur Verfügung steht. Dabei 
dürfen an die in einer zugespitzten Situation zu treffende 
Entscheidung für oder gegen eine weniger gefährliche Ver-
teidigungshandlung keine überhöhten Anforderungen ge-
stellt werden. (Bearbeiter) 
 
4. Eine Verteidigungshandlung ist bereits dann geeignet 
i.S.d. § 32 StGB; wenn dadurch nach dem maßgeblichen 
Erkenntnishorizont des Handelnden eine mögliche 
Chance zur Abwehr des Angriffs eröffnet wird. Eine für 
den Angeklagten nur ex post zu erlangende Kenntnis da-
von, dass eine entsprechende Eignung nicht bestand, 

würde dies nicht in Frage stellen; dies fällt vielmehr in das 
Risiko des Angreifers. (Bearbeiter) 
 
5. Die subjektiven Voraussetzungen der Notwehr sind erst 
dann erfüllt, wenn der Gegenangriff des Verteidigers zu-
mindest auch zu dem Zweck geführt wurde, den vorange-
henden Angriff abzuwehren. (Bearbeiter) 
 

9. BGH 1 StR 51/22 – Beschluss vom 26. Juli 
2022 (LG Kiel)   
Mittelbare Täterschaft (Konkurrenzen). 
§ 25 Abs. 1 StGB; § 52 StGB; § 53 StGB 

 
Die Beurteilung der Konkurrenzen (§§ 52, 53 StGB) rich-
tet sich auch für den mittelbaren Täter nach dessen Tat-
beitrag, unabhängig von der Anzahl der Handlungen, die 
ihm zuzurechnen sind. Hat ein mittelbarer Täter, der an 
der unmittelbaren Ausführung der Taten nicht beteiligt 
ist, seinen alle Einzeldelikte fördernden Tatbeitrag bereits 
im Vorfeld erbracht, werden ihm die Handlungen des Tat-
mittlers als tateinheitlich begangen zugerechnet, da sie in 
seiner Person durch den einheitlichen Tatbeitrag zu einer 
Handlung im Sinne des § 52 Abs. 1 StGB verknüpft wer-
den. Ob beim Tatmittler Tateinheit oder Tatmehrheit an-
zunehmen wäre, ist demgegenüber ohne Belang (st. 
Rspr.). Überschneiden sich Vorbereitungshandlungen, die 
der Ausführung anderer Taten dienen, begründet solches 
hingegen keine Tateinheit über Teilidentität von Ausfüh-
rungshandlungen (vgl. BGHSt 33, 163, 165 f.). 
 

 
 

Rechtsprechung 
 

 
 

 

II. Materielles Strafrecht – Besonderer Teil 
 
 

58. BGH 5 StR 479/22 – Beschluss vom 6. De-
zember 2022 (LG Kiel)   
Niedrige Beweggründe bei Tötung des Partners (Tren-
nung; übersteigertes Besitzdenken; tatbestimmende 
Verzweiflung; Trennung auf Betreiben des getöteten 
Partners; Menschenbild des Grundgesetzes). 
§ 211 StGB 

 
1. Niedrig i.S.d. § 211 StGB ist nach ständiger Rechtspre-
chung ein Beweggrund, der nach allgemeiner sittlicher 
Würdigung auf tiefster Stufe steht und deshalb besonders 
verachtenswert ist. Ob dies der Fall ist, beurteilt sich auf-
grund einer Gesamtwürdigung, welche die Umstände der 
Tat, die Lebensverhältnisse des Täters und seine Persön-
lichkeit einschließt. Gefühlsregungen wie Wut, Zorn, Är-
ger, Hass und Rachsucht kommen als niedrige Beweg-
gründe in Betracht, wenn sie nicht menschlich verständ-
lich, sondern Ausdruck einer niedrigen Gesinnung des Tä-
ters sind. 
 
2. Ergibt sich das Tötungsmotiv aus einer Trennung vom 
Ehe-, Lebens- oder Intimpartner, kann für einen niedrigen 
Beweggrund sprechen, dass der Täter dem anderen Teil 
aus übersteigertem Besitzdenken das Lebensrecht 

abspricht, den berechtigten Wunsch nach einem selbstbe-
stimmten Leben bestrafen will oder dass er handelt, weil 
er die Trennung nicht akzeptiert und eifersüchtig ist. Ge-
gen das Vorliegen eines niedrigen Beweggrundes kann da-
gegen sprechen, dass die Trennung zu tatbestimmenden 
und tatauslösenden Gefühlen der Verzweiflung und inne-
ren Ausweglosigkeit geführt hat. Zu bedenken kann dabei 
auch sein, dass nicht selten der Täter die Trennung selbst 
maßgeblich zu verantworten hat. 
 
3. Der Umstand, dass die Trennung vom Tatopfer ausge-
gangen ist, stellt entgegen der Auffassung des Landge-
richts für sich gesehen kein gegen die Annahme niedriger 
Beweggründe sprechendes Indiz dar. Mit dem Menschen-
bild des Grundgesetzes und den Werten des durchweg auf 
Selbstbestimmung, Gleichberechtigung und gegenseitige 
personelle Achtung angelegten deutschen Rechts ist es 
aus Sicht des Senats unvereinbar, der legitimen Inan-
spruchnahme des Rechts auf ein selbstbestimmtes Leben 
eine derartige Relevanz für die sozialethische Bewertung 
des Tötungsmotivs zuzusprechen. 
 

20. BGH 3 StR 12/22 – Beschluss vom 2. No-
vember 2022 (LG Koblenz)   
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Gewerbs- und bandenmäßiger Betrug (Täterschaft und 
Teilnahme: relevanter Tatbeitrag; Versuch und Vollen-
dung; Beendigung); Urteil (Berichtigung der Urteilsfor-
mel nach abgeschlossener Urteilsverkündung: Be-
schränkung auf offensichtliche Fehler). 
§ 25 Abs. 2 StGB; § 27 StGB; § 129 StGB; § 263 Abs.  5 
StGB; 260 StPO 

 
1. Die endgültige Erlangung des erstrebten Vermögensvor-
teils führt zur Beendigung eines Betrugs. Der Umstand, dass 
der Vermögensvorteil nach seiner endgültigen Erlangung 
noch tatplangemäß innerhalb einer Tätergruppierung ver-
schoben wird, verlagert den Zeitpunkt der Beendigung der 
Betrugstat nicht nach hinten auf den des Erhalts der Tat-
beute durch den vorgesehenen tatbeteiligten Endempfänger. 
Dies gilt auch dann, wenn der Ersterlanger einen fremdnüt-
zigen Betrug zu Gunsten des Endempfängers begeht. 
 
2. Schließt sich ein Mitglied im Tatvorfeld der Bande an 
und bringt damit gegenüber den Hintermännern zum Aus-
druck, für eine Mitwirkung an zukünftigen Taten zur Ver-
fügung zu stehen, stellt eine solch allgemeine Mitwir-
kungsbereitschaft für sich genommen keinen (für eine Tä-
terschaft oder Teilnahme) hinreichenden Tatbeitrag dar. 
Abweichendes kann für konkrete Zusagen gelten, soweit 
diese über eine allgemeine Mitwirkungsbereitschaft hin-
ausgehen und daher – anders als die Bandenmitgliedschaft 
als solche – unter Umständen als psychische Beihilfe zu 
einer Tat gewertet werden kann. 
 
3. Eine Berichtigung der Urteilsformel durch das Tatgericht 
nach abgeschlossener Urteilsverkündung ist nur aus-
nahmsweise möglich, wenn es um die Korrektur offen-
sichtlicher Fassungsversehen geht. Offensichtlich sind sol-
che Fehler nur, wenn sie sich ohne Weiteres aus der Urteil-
surkunde oder aus solchen Tatsachen ergeben, die für alle 
Verfahrensbeteiligten klar zu Tage treten und selbst den 
entfernten Verdacht einer späteren sachlichen Änderung 
ausschließen. Es muss – auch ohne Berichtigung – eindeu-
tig erkennbar sein, was das Gericht tatsächlich gewollt und 
entschieden hat. Bei dieser Prüfung ist ein strenger Maß-
stab anzulegen, um zu verhindern, dass mit einer Berichti-
gung eine unzulässige Änderung des Urteils einhergeht. 
 

88. BGH 4 StR 272/22 – Beschluss vom 9. No-
vember 2022 (LG Dortmund) 
Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte (Widerstands-
handlung: Vorliegen, Begriff der Gewalt, Zufahren mit 
einem Kraftfahrzeug auf einen Polizeibeamten, bloße 
Flucht vor der Polizei, Behinderung anderer Verkehrs-
teilnehmer); Strafzumessung (Strafrahmenwahl: 
schwerer räuberischer Diebstahl, Gesamtabwägung, 
mehrere Strafrahmen, Strafe im unteren Bereich des 
Strafrahmens); Unterbringung in einer Entziehungsan-
stalt (Erfolgsaussicht: Maßstab, Gesamtwürdigung, 
Fehlen ernsthafter Versuche der Änderung des eigenen 
Konsumverhaltens). 
§ 113 StGB; § 46 StGB; § 64 StGB; § 252 StGB; § 250 
StGB 

1. Eine Widerstandshandlung im Sinne dieses Tatbestands 
kann durch Gewalt oder Drohung mit Gewalt erfolgen. 
Der Begriff der Gewalt ist dabei als eine durch tätiges Han-
deln bewirkte Kraftäußerung zu verstehen, die gegen den 
Amtsträger gerichtet und geeignet ist, die Durchführung 
der Vollstreckungshandlung zu verhindern oder zu er-
schweren. Die Tathandlung braucht allerdings nicht un-
mittelbar gegen dessen Person gerichtet zu sein; es genügt 
vielmehr auch eine nur mittelbar gegen die Person des Be-
amten, unmittelbar aber gegen Sachen gerichtete Einwir-
kung, wenn sie nur von dem Beamten körperlich empfun-
den wird. 
 
2. Ein Widerstandleisten durch Gewalt kann daher in dem 
Zufahren mit einem Kraftfahrzeug auf einen Polizeibeam-
ten liegen, um ihn zum Wegfahren oder zur Freigabe der 
Fahrbahn zu nötigen. Die bloße Flucht vor der Polizei er-
füllt diese Voraussetzungen hingegen nicht, auch wenn 
dabei andere Verkehrsteilnehmer behindert oder gefährdet 
werden. In subjektiver Hinsicht ist dabei Vorsatz erforder-
lich, wobei bedingter Vorsatz genügt. 
 
3. Der Tatrichter ist nicht gehalten, in Fällen, in denen 
mehrere Strafrahmen zur Verfügung stehen, den jeweils 
für den Angeklagten günstigeren zugrunde zu legen. Ist 
die Strafe im unteren Bereich des Strafrahmens anzusie-
deln, liegt jedoch im Allgemeinen die Anwendung des 
Strafrahmens nahe, der die geringere Untergrenze vor-
sieht. 
 

23. BGH 3 StR 310/21 – Beschluss vom 19. Ok-
tober 2022 (LG Dresden)   
Unterstützung einer kriminellen Vereinigung (Feststel-
lung konkreter Förderungshandlung; Konkurrenzen). 
§ 129 Abs. 1 Satz 2 Alt. 1 StGB; § 129a Abs. 5 Satz 1 
StGB 

 
1. Die im Ausgangspunkt weite Begriffsbestimmung des 
Unterstützens einer kriminellen Vereinigung darf nicht 
dahin missverstanden werden, dass jedes Handeln eines 
Nichtmitgliedes im Sinne der Vereinigung als tatbestands-
mäßig einzustufen wäre, ohne dass es auf die Wirkungen 
seines Tuns ankäme; vielmehr muss eine konkrete mit 
Fakten belegte Förderung zur tatgerichtlichen Überzeu-
gung feststehen. 
 
2. Die Grundsätze zur Beurteilung des Konkurrenzverhält-
nisses bei der mitgliedschaftlichen Beteiligung an einer 
kriminellen Vereinigung gelten nicht für die Unterstüt-
zung im Sinne der § 129 Abs. 1 Satz 2 Alternative 1, 
§ 129a Abs. 5 Satz 1 StGB. Für die Beurteilung des Kon-
kurrenzverhältnisses zwischen verschiedenen Unterstüt-
zungshandlungen sind die Besonderheiten ohne Belang, 
die sich aus dem Charakter der mitgliedschaftlichen Betei-
ligung als einer dem Dauerdelikt ähnlichen Straftat erge-
ben; die Tatvariante des Unterstützens kennt keine (ver-
bleibende) tatbestandliche Handlungseinheit. 
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Rechtsprechung 
 

 
 

 

III. Strafzumessungs- und Maßregelrecht 
 
 

56. BGH 5 StR 464/22 – Beschluss vom 22. No-
vember 2022 (LG Berlin) 
Tätlicher Angriff auf Polizisten als erhebliche Anlasstat 
bei der Anordnung der Unterbringung in einem psychi-
atrischen Krankenhaus. 
§ 63 StGB 

 
Auch tätliche Angriffe gegen Polizeibeamte können erheb-
liche Anlasstaten i.S.d. § 63 StGB sein, was bereits die ge-
setzgeberische Wertung des § 114 StGB nahelegt. Zwar ist 
bei der Gewichtung von Bedrohungen und einfachen kör-
perlichen Attacken gegen Polizeibeamte in den Blick zu 
nehmen, dass diese darin ausgebildet sind, professionell 
mit Konfliktsituationen umzugehen, und zumeist über be-
sondere Hilfs- und Schutzmittel verfügen. Dies bedeutet 
aber nicht, dass Polizeibeamte nicht zu den durch § 63 
StGB geschützten potentiellen Opfern gehören würden 
und ihnen zugefügte körperliche Schäden allein aufgrund 
ihrer beruflichen Stellung weniger erheblich wären.    
 

86. BGH 4 StR 242/22 – Beschluss vom 22. No-
vember 2022 (LG Bielefeld) 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 
(Gefährlichkeitsprognose: Maßstab, Indizien, kein straf-
rechtliches in-Erscheinung-Treten über einen längeren 
Zeitraum trotz bestehender Grunderkrankung).  

§ 63 StGB 
 
1. Eine Unterbringung nach § 63 StGB kommt nur in Be-
tracht, wenn eine Wahrscheinlichkeit höheren Grades da-
für besteht, dass von dem Täter infolge seines fortdauern-
den Zustands erhebliche rechtswidrige Taten zu erwarten 
sind, durch welche die Opfer seelisch oder körperlich er-
heblich geschädigt oder erheblich gefährdet werden oder 
schwerer wirtschaftlicher Schaden angerichtet wird und er 
deshalb für die Allgemeinheit gefährlich ist. Die notwen-
dige Prognose ist auf der Grundlage einer umfassenden 
Würdigung der Persönlichkeit des Täters, seines Vorle-
bens und der von ihm begangenen Anlasstaten zu entwi-
ckeln und hat sich darauf zu erstrecken, ob und welche 
rechtswidrigen Taten von dem Täter infolge seines Zustan-
des drohen, wie ausgeprägt das Maß der Gefährdung ist 
(Häufigkeit, Rückfallfrequenz) und welches Gewicht den 
bedrohten Rechtsgütern zukommt. 
 
2. Der Umstand, dass ein Täter trotz bestehender Grun-
derkrankung in der Vergangenheit über einen längeren 
Zeitraum nicht strafrechtlich in Erscheinung getreten ist, 
kann ein gewichtiges Indiz gegen die Wahrscheinlichkeit 
künftiger gefährlicher Straftaten sein und ist deshalb re-
gelmäßig zu erörtern. 
 

 
 
 

Rechtsprechung 
 

 
 

 

IV. Strafverfahrensrecht mit GVG 
 
 

106. BGH 6 StR 296/21 – Beschluss vom 3. No-
vember 2022 (LG Stendal)   
BGHSt; „Verfüllung der Tongrube Möckern“; Erkran-
kung des Ergänzungsschöffens, Höchstdauer einer Un-
terbrechung der Hauptverhandlung, Hemmung des 
Fristenlaufs; Beweiserhebungsverbot, Grundsatz der 
freien richterlichen Beweiswürdigung (Verwendung ei-
ner nicht geeichten Waage durch einen Sachverständi-
gen, Kontrollwiegungen); Strafzumessung (straffreie 
Lebensführung des Angeklagten). 
§ 228 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 StPO; § 229 Abs. 3 aF StPO; 
§ 192 Abs. 2 GVG; § 261 StPO 

 
1. Ein Ergänzungsrichter oder -schöffe ist auch vor seinem 
Eintritt in das Quorum (§ 192 Abs. 2 GVG) eine zur Ur-
teilsfindung berufene Person im Sinne von § 229 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 1 StPO (BGHSt). 

2. Ein unter Verwendung einer nicht geeichten Waage er-
stelltes Gutachten führt nicht dazu, dass es im Rahmen 
der Überzeugungsbildung überhaupt nicht verwertet 
werden kann. Vielmehr hat das Tatgericht in freier Be-
weiswürdigung festzustellen, ob die – gleich auf welchem 
Weg erlangten – Messergebnisse zutreffen, wobei eine 
tatsächliche Vermutung bei Verwendung einer geeichten 
Waage für die Richtigkeit des Ergebnisses spricht. (Bear-
beiter) 
 

24. BGH 3 StR 310/21 – Beschluss vom 19. Ok-
tober 2022 (LG Dresden)   
Verständigung (Verbot verfahrensübergreifender „Ge-
samtlösungen“; Rechtsmittelrücknahme in anderem 
Verfahren als Inhalt der Verständigung; „bedingte Ver-
ständigung“). 
§ 154 StPO; § 257c StPO; § 302 StPO; § 55 StGB 
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1. Das Gesetz schließt grundsätzlich „verfahrensübergrei-
fende Gesamtlösungen“ aus, mithin Zusicherungen oder 
Absprachen über sonstige Prozesshandlungen, die ein an-
deres Strafverfahren betreffen. So ist etwa die Verständi-
gung über die Einstellung nicht verfahrensgegenständli-
cher Taten nach § 154 StPO nicht zulässig. 
 
2. Es ist für sich gesehen nicht zu beanstanden, wenn das 
Gericht mit seinem Verständigungsvorschlag die künftige 
Rechtskraft einer anderen Entscheidung mit deren gege-
benenfalls einbeziehungsfähigen Vorstrafe in den Blick 
nimmt, weil bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzun-
gen (§ 55 Abs. 1 StGB) die nachträgliche Bildung einer Ge-
samtstrafe grundsätzlich zwingend geboten ist. 
 

65. BGH 2 StR 142/21 – Urteil vom 23. Novem-
ber 2022 (LG Frankfurt am Main) 
Gegenstand des Urteils (prozessualer Tatbegriff: Maß-
stab, Kognitionspflicht des Tatgerichts, Nämlichkeit der 
Tat, Divergenz der Angaben zu Tatzeit und Tatort im An-
klagesatz und im Urteil); Zurückweisung eines Beweis-
antrags (audiovisuelle Vernehmung von Zeugen: nicht-
Durchführbarkeit aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen, einzelfallbezogene Prüfung des Beweiswerts 
der zu erwartenden Aussage, Eignung der Person, ver-
fügbaren technischen Möglichkeiten, hinreichende Ge-
währ für seine aussagekräftige Einvernahme, Überzeu-
gung des Gerichts von völliger Untauglichkeit einer 
Aussage, Beitragen zur Sachaufklärung, besonders 
wichtiges Beweismittel, strenge Maßstäbe, Zurücktre-
ten des Beweiswertes, bisherige Beweisaufnahme, zeit-
lich und organisatorischer Aufwand, Nachteile durch 
Verzögerung des Verfahrens, Vernehmung durch den 
kommissarischen Richter im Wege der Rechtshilfe, Ver-
nehmung eines Zeugen unmittelbar vor dem erkennen-
den Gericht, Beitragen zur Wahrheitsfindung, pflichtge-
mäßes Ermessen, eingeschränkte Revisibilität, Uner-
reichbarkeit eines im Ausland lebenden Zeugen bei Wei-
gerung, kein Erzwingen des Erscheinens möglich); Be-
weiswürdigung (Inhalt eines Schriftstücks: Erörterung 
in der Hauptverhandlung, Inhalt unstreitig, kein Beru-
hen des Urteils auf dem nicht-Verlesen). 
§ 264 StPO; § 247a StPO; § 251 StPO; § 244 StPO; § 261 
StPO 

 
1. Es kann und darf eine audiovisuelle Vernehmung nicht 
angeordnet werden, wenn sie aus tatsächlichen oder recht-
lichen Gründen nicht durchführbar ist. Auch ist bei der 
einzelfallbezogenen Prüfung des Beweiswerts der zu er-
wartenden Aussage zu berücksichtigen, ob sich der Zeuge 
seiner Person nach für diese Art der Beweisaufnahme eig-
net und ob die verfügbaren technischen Möglichkeiten 
eine hinreichende Gewähr für seine aussagekräftige Ein-
vernahme bieten. 
 
2. Nach § 244 Abs. 3 Satz 3 Nr. 4 StPO kann ein Beweis-
antrag auf Vernehmung eines im Ausland lebenden und 
für eine Vernehmung in der Hauptverhandlung unerreich-
baren Zeugen auch dann zurückgewiesen werden, wenn 
der Zeuge zwar für eine im Wege der Rechtshilfe zu be-
wirkende und grundsätzlich mögliche kommissarische 
oder audiovisuelle Vernehmung zur Verfügung steht, das 
Gericht aber aufgrund der besonderen Beweislage schon 
vorweg zu der Überzeugung gelangt, dass eine aus einer 

solchen Vernehmung gewonnene Aussage völlig untaug-
lich ist, zur Sachaufklärung beizutragen und die Beweis-
würdigung zu beeinflussen. 
 
3. Allerdings ist bei besonderen Beweiskonstellationen, 
namentlich wenn es sich bei dem benannten Zeugen um 
ein besonders wichtiges Beweismittel handelt, die Beur-
teilung von dessen Beweistauglichkeit eher an den stren-
gen Maßstäben auszurichten, die sonst allgemein für die 
Bewertung eines Beweismittels als völlig ungeeignet aner-
kannt sind; ein geminderter oder zweifelhafter Beweiswert 
kann bei einem besonders wichtigen Entlastungszeugen 
nicht mit völliger Ungeeignetheit gleichgesetzt werden.  
 
4. In diesen Fällen kann aber eine Ungeeignetheit im 
Sinne des § 244 Abs. 3 Satz 3 Nr. 4 StPO in Betracht kom-
men, wenn der Beweiswert einer lediglich kommissari-
schen oder audiovisuellen Vernehmung des Zeugen vor 
dem Hintergrund des Ergebnisses der bisherigen Beweis-
aufnahme und des zeitlichen und organisatorischen Auf-
wands der Ladung und Vernehmung mit den damit ver-
bundenen Nachteilen durch die Verzögerung des Verfah-
rens in einer Weise zurücktritt, dass jeglicher Erkenntnis-
wert für die Sachaufklärung sicher ausgeschlossen werden 
kann. Eine Vernehmung durch audiovisuelle Vernehmung 
oder durch den kommissarischen Richter im Wege der 
Rechtshilfe ist nämlich nicht sinnvoll, sondern nutzlos 
und überflüssig – insoweit ist der Zeuge dann ein unge-
eignetes Beweismittel –, wenn durch die Verlesung der 
Niederschrift über die kommissarische Vernehmung oder 
die audiovisuelle Vernehmung das Beweisergebnis nicht 
beeinflusst werden kann, weil von vornherein abzusehen 
ist, dass nur die Vernehmung vor dem erkennenden Ge-
richt die nach Sach- und Beweislage erforderliche Aus-
schöpfung des Beweismittels gewährleistet. 
 
5. Ob nur eine Vernehmung eines Zeugen unmittelbar vor 
dem erkennenden Gericht zur Wahrheitsfindung beizutra-
gen vermag, hat der Tatrichter nach seinem pflichtgemä-
ßen Ermessen zu entscheiden. Diese Entscheidung, bei 
der die wechselseitigen Interessen aller Verfahrensbetei-
ligten zu berücksichtigen, gegeneinander abzuwägen und 
miteinander in Ausgleich zu bringen sind und die notwen-
dig eine gewisse Vorauswürdigung des Beweismittels er-
fordert, unterliegt nur in eingeschränktem Umfang der re-
visionsrechtlichen Überprüfung. Sie kann nach der ständi-
gen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes nur bei Wi-
dersprüchen, Unklarheiten, Verstößen gegen Denk- und 
Erfahrungssätze oder damit vergleichbaren Mängeln vom 
Revisionsgericht beanstandet werden. 
 
6. Gegenüber einer audiovisuellen Vernehmung stellt die 
unmittelbare Befragung eines Zeugen die Regel dar; die 
audiovisuelle Vernehmung weist im Vergleich zu einer un-
mittelbaren Einvernahme gewisse Defizite auf. Es ist an-
erkannt, dass sich eine auf Distanz befragte Person dem 
durch Frage und Antwort entstehenden Spannungsver-
hältnis eher wird entziehen können als in direktem Kon-
takt in ein und demselben Raum, es durch die technisch 
bedingte Distanz zudem schwieriger sein wird, im Vorfeld 
der Aussage Hemmungen abzubauen, Vertrauen zu erwe-
cken und sich selbst einen hinreichenden Eindruck von 
der individuellen Eigenart der Auskunftsperson und ihrem 
nonverbalen Aussageverhalten zu verschaffen, zumal 
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wenn der Zeuge der Beteiligung an der Tat verdächtig ist, 
ihm deswegen ein Auskunftsverweigerungsrecht nach 
§ 55 StPO zusteht und er Scheu gezeigt hat, vor der Straf-
kammer in Deutschland Angaben zu machen, naheliegend 
auch aus Furcht vor strafrechtlicher Verfolgung wegen 
Falschaussage. 
 
7. Ein im Ausland lebender Zeuge, dessen Erscheinen nicht 
erzwungen werden kann, ist unerreichbar, wenn er sich de-
finitiv weigert, vor dem erkennenden Gericht auszusagen. 
 
8. Gegenstand der Urteilsfindung ist gemäß § 264 Abs. 1 
StPO die in der Anklage bezeichnete Tat, wie sie sich nach 
dem Ergebnis der Verhandlung darstellt. Die Wahrung der 
Identität der prozessualen Tat trotz Veränderung des Tat-
bildes ist nach dem Kriterium der „Nämlichkeit“ der Tat zu 
beurteilen. Diese ist – ungeachtet gewisser Unterschiede – 
dann gegeben, wenn bestimmte Merkmale die Tat weiter-
hin als ein einmaliges und unverwechselbares Geschehen 
kennzeichnen. Die prozessuale Tat wird in der Regel durch 
Tatort, Tatzeit und das Tatbild umgrenzt und insbesondere 
durch das Täterverhalten sowie die ihm innewohnende An-
griffsrichtung und durch das Tatopfer bestimmt. 
 
9. Dass die Angaben zu Tatzeit und Tatort im Anklagesatz 
einerseits und im Urteil andererseits divergieren, steht der 
„Nämlichkeit“ der Tat im Sinne des § 264 Abs. 1 StPO 
nicht entgegen, wenn die Beschreibung des Tatbildes 
zeigt, dass derselbe geschichtliche Lebenssachverhalt ge-
meint ist. 
 
10. Ist der Inhalt eines Schriftstücks in der Hauptverhand-
lung erörtert worden und steht nicht im Streit, dass das 
Schriftstück diesen Inhalt hat, so kann schon deshalb das 
Urteil jedenfalls nicht darauf beruhen, dass das Schrift-
stück nicht verlesen worden ist. 
 

96. BGH 4 ARs 13/21 – Beschluss vom 18. Au-
gust 2022 
Anrufung des Bundesgerichtshofs im Auslieferungsver-
fahren (Vorlegungsvoraussetzungen: Rechtsfrage, Fest-
stellungsinteresse, fallübergreifende Geltung, Verpflich-
tung des Oberlandesgerichts zu einer Entscheidung 
über die Unzulässigkeit der Auslieferung auf Antrag der 
Generalstaatsanwaltschaft, ungelöstes kompetenzrecht-
liches Problem, Weisungsabhängigkeit der General-
staatsanwaltschaft, Verfahrensrelevanz, über die recht-
liche Bedeutung für den Einzelfall hinausgehende Fra-
gen); Antrag auf Entscheidung über die Zulässigkeit der 
Auslieferung (Anwendung auf einen Antrag der Gene-
ralstaatsanwaltschaft wegen der angenommenen Unzu-
lässigkeit einer Auslieferung aufgrund eines Europäi-
schen Haftbefehl: Auslegung, Zweck der Norm, , prä-
ventiver Rechtsschutz, Rechtssicherheit, Gesetzessyste-
matik, kein Einverständnis mit einer vereinfachten Aus-
lieferung, Feststellungsinteresse, Weisungsgebunden-
heit der Generalstaatsanwaltschaft, Schwebezustand 
des Auslieferungsverfahrens auf unabsehbare Zeit ohne 
gerichtliche Entscheidung, keine unzulässige Rechts-
fortbildung, Entscheidungspflicht). 
§ 42 IRG; § 29 IRG; § 78 IRG 

 
1. Fragen nach dem Vorliegen eines für die Zulässigkeit 
eines Antrags auf gerichtliche Entscheidung 

erforderlichen Feststellungsinteresses sind, wie etwa der 
Fall der prozessualen Überholung zeigt, regelmäßig von 
den Umständen des konkreten Einzelfalls abhängig.  
 
2. Die Bewertung, ob ein Feststellungsinteresse besteht, 
kann sich auch nach Grundsätzen beurteilen, die allge-
meine bzw. fallübergreifende Geltung beanspruchen und 
daher eine Rechtsfrage zum Gegenstand haben.  
 
3. Die erforderliche Verfahrensrelevanz ist schon dann zu 
bejahen, wenn die Rechtsfrage die Frage der Zulässigkeit 
einer gerichtlichen Entscheidung betrifft. 
 
4. Fragen, die über die rechtliche Bedeutung für den Ein-
zelfall hinausgehen, ohne dass dieser hierfür eine ausrei-
chende tatsächliche Grundlage bietet, genügen den Vorle-
gungsvoraussetzungen indes nicht. 
 
5. Weder der Gesetzeswortlaut noch der Zweck des § 29 
Abs. 1 IRG stehen einer Auslegung entgegen, dass das 
Oberlandesgericht über einen Antrag der Generalstaatsan-
waltschaft auch dann zu entscheiden hat, wenn eine Ge-
neralstaatsanwaltschaft die Auslieferung des Verfolgten 
aufgrund des Europäischen Haftbefehls für unzulässig hält 
und die Bewilligung daher ablehnen will. 
 
6. Ein Feststellungsinteresse für eine Entscheidung des 
Oberlandesgerichts ist zu bejahen. Ohne gerichtliche Ent-
scheidung über die Zulässigkeit der Auslieferung verbliebe 
das Auslieferungsverfahren auf unabsehbare Zeit in einem 
„Schwebezustand“, da sich die Generalstaatsanwaltschaft 
durch die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäi-
schen Union an einer eigenständigen Entscheidung über 
die Ablehnung der Auslieferung gehindert sieht. Würde 
die Generalstaatsanwaltschaft ungeachtet dessen die Be-
willigung der Auslieferung ablehnen, verbliebe gleichwohl 
auch innerstaatlich eine Rechtsunsicherheit. 
 

40. BGH 5 StR 184/22 – Beschluss vom 23. No-
vember 2022 (LG Berlin)   
Verwerfung der Revision durch Beschluss (Mitteilung 
der Gründe für die Revision in der Revisionsbegrün-
dung; kein Nachschieben von Gründen; rechtliches Ge-
hör). 
§ 349 StPO; Art. 103 Abs. 1 GG; Art. 6 EMRK 

 
1. Das System der Revisionsentscheidung im Beschluss-
verfahren nach § 349 Abs. 2 und 3 StPO baut darauf auf, 
dass der Beschwerdeführer die Gründe für die Anfechtung 
eines Urteils bereits in der Revisionsbegründung anführt 
(§ 344 Abs. 1 StPO). Hierzu nimmt die Revisionsstaatsan-
waltschaft in ihrer Antragsschrift Stellung und legt – so-
fern sie die Beanstandungen nicht für durchgreifend er-
achtet – die hierfür maßgebenden Gründe in ihrem Antrag 
auf Verwerfung des Rechtsmittels näher dar. Folgt das Re-
visionsgericht einstimmig der Auffassung der Staatsan-
waltschaft, so kann es die Revision durch Beschluss ver-
werfen, ohne dass dieser einer näheren Begründung be-
darf.  
 
2. Dieses System kann der Beschwerdeführer nicht 
dadurch außer Kraft setzen, dass er seine Sachrüge wäh-
rend der Revisionsbegründungsfrist nicht weiter ausführt, 
seine Einzelbeanstandungen vielmehr erst nachschiebt, 
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nachdem die Staatsanwaltschaft ihre Antragsschrift beim 
Revisionsgericht eingereicht hat, und dieser damit die 
Möglichkeit zu der gesetzlich vorgesehenen spezifizierten 
Stellungnahme nimmt. In diesem Fall hat der Beschwer-
deführer gemäß Art. 103 Abs. 1 GG zwar Anspruch darauf, 
dass das Revisionsgericht seine nachgeschobenen Ausfüh-
rungen zur Kenntnis nimmt und prüft; er kann jedoch 
nicht verlangen, dass ihm die Gründe, aus denen seine Be-
anstandungen für nicht durchgreifend erachtet werden, im 
Verwerfungsbeschluss mitgeteilt werden. 
 

11. BGH 1 StR 284/22 – Beschluss vom 13. De-
zember 2022 (LG München I)   
Ablehnung der Vorführung des Angeklagten zur Revisi-
onshauptverhandlung (Recht des Angeklagten auf An-
wesenheit in der Verhandlung; Recht auf ein faires Straf-
verfahren). 
§ 250 Abs. 2 Satz 2 StPO; Art. 6 EMRK; Art. 8 der Richt-
linie (EU) 2016/343 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 9. März 2016 über die Stärkung bestimm-
ter Aspekte der Unschuldsvermutung und des Rechts 
auf Anwesenheit in der Verhandlung in Strafverfahren 

 
Das Recht des Angeklagten auf Anwesenheit in der Ver-
handlung gemäß Art. 8 der Richtlinie (EU) 2016/343 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 
über die Stärkung bestimmter Aspekte der Unschuldsver-
mutung und des Rechts auf Anwesenheit in der Verhand-
lung in Strafverfahren wird durch die der innerstaatlichen 
Umsetzung der Richtlinie dienende, dieser Entscheidung 
zugrunde gelegte Bestimmung des § 350 StPO gewahrt. 
 

42. BGH 5 StR 271/22 – Beschluss vom 7. De-
zember 2022 (LG Hamburg)   
Keine Bewertung der Gründe für das Aussageverhalten 
des Zeugen (Zeugnisverweigerungsrecht); strafschär-
fende Berücksichtigung des Prozessverhaltens des An-
geklagten. 
§ 52 StPO; § 46 StGB 

 
1. Weder aus der durchgehenden noch aus der nur anfäng-
lichen Zeugnisverweigerung dürfen dem Angeklagten 
nachteilige Schlüsse gezogen werden. Der unbefangene 
Gebrauch des Schweigerechts wäre nicht gewährleistet, 
wenn ein verweigerungsberechtigter Zeuge die Prüfung 
und Bewertung der Gründe für sein Aussageverhalten be-
fürchten müsste. 
 
2. Die bloße Hinnahme einer Falschaussage stellt keinen 
Strafschärfungsgrund dar, weil der Angeklagte kein Garant 
der staatlichen Rechtspflege ist. 
 

25. BGH 3 StR 318/22 – Beschluss vom 15. No-
vember 2022 (LG Kleve)   
Pflicht zur elektronischen Übermittlung (Revision); 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (Verschulden: 
verteidigter Angeklagter; psychische Erkrankung). 
§ 32b Abs. 3 StPO; § 32d Satz 2 StPO; § 44 StPO; § 45 
StPO; § 341 StPO 

 
Die Vorschrift des § 32b Abs. 3 Satz 2 StPO richtet sich an 
Strafverfolgungsbehörden und Gerichte, diejenige des 
§ 32d Satz 2 StPO an Verteidiger und Rechtsanwälte. Ein 

Angeklagter ist demgegenüber nicht verpflichtet, seine 
(persönliche) Erklärungen als elektronisches Dokument 
einzureichen. 
 

75. BGH 2 StR 229/21 – Beschluss vom 28. 
Juni 2022 (LG Aachen) 
Einstellung des Verfahrens bei Verfahrenshindernis (Re-
vision: Beschwer, auf der Grundlage der getroffenen 
Feststellungen freizusprechen); Verurteilung auf wahl-
deutiger Tatsachengrundlage (Vorliegen einer zugelas-
senen Anklageschrift zu allen Varianten; in exklusiver 
Alternativität mögliche Sachverhaltsvarianten, Strafbar-
keit des Angeklagten); Handeltreiben mit Betäubungs-
mitteln in nicht geringer Menge (Versuch: Beihilfe, un-
mittelbares Ansetzen); Versuch der Beteiligung (Verab-
redung zu einem Verbrechen: Beteiligung nur als Ge-
hilfe, prospektive Täter); Entschädigung für andere 
Strafverfolgungsmaßnahmen (Vollzug der Untersu-
chungshaft); Ausschluss der Entschädigung (Verursa-
chen der Strafverfolgungsmaßnahmen: strenger Maß-
stab, wesentlicher Ursachenbeitrag). 
§ 206 StPO; § 29a BtMG; § 23 StGB; 27 StGB; § 30 
StGB; § 2 StrEG; § 5 StrEG 

 
1. Ein Angeklagter ist zwar durch die Einstellung des Ver-
fahrens wegen eines Verfahrenshindernisses in der Regel 
nicht beschwert; etwas anderes kann aber gelten, wenn er 
auf der Grundlage der getroffenen Feststellungen freizu-
sprechen ist. 
 
2. Kommen verschiedene Lebenssachverhalte wahlweise 
in Betracht, kann eine Verurteilung auf wahldeutiger Tat-
sachengrundlage nur erfolgen, wenn zu allen Varianten 
eine zugelassene Anklageschrift vorliegt und die in exklu-
siver Alternativität möglichen Sachverhaltsvarianten 
sämtlich eine Strafbarkeit des Angeklagten ergeben. 
 
3. Eine im Vorbereitungsstadium allein strafbare Verabre-
dung zu einem Verbrechen (§ 30 Abs. 2 Var. 3 StGB) liegt 
nicht vor, wenn ein daran Beteiligter nur als Gehilfe tätig 
werden soll; denn eine Verbrechensverabredung kommt 
nur unter prospektiven Tätern in Frage. 
 
4. Dem Freigesprochenen steht grundsätzlich nach § 2 
Abs. 1 StrEG für den Vollzug der Untersuchungshaft eine 
Entschädigung zu. Diese ist jedoch nach § 5 Abs. 2 S. 1 
StrEG ausgeschlossen, wenn und soweit der Beschuldigte 
die Strafverfolgungsmaßnahme vorsätzlich oder grob fahr-
lässig verursacht hat. Die Vorschrift enthält einen Ausnah-
metatbestand. Bei der Beurteilung der Frage, ob der Be-
schuldigte Anlass zu der Strafverfolgungsmaßnahme ge-
geben hat, ist deshalb ein strenger Maßstab anzulegen. 
Der Entschädigungsanspruch entfällt, wenn der Beschul-
digte die Eingriffsmaßnahme durch die Tat oder durch sein 
sonstiges Verhalten herausgefordert hat; er muss in unge-
wöhnlichem Maße die Sorgfalt außer Acht gelassen haben, 
die ein verständiger Mensch in gleicher Lage anwenden 
würde, um sich vor Schaden durch die Strafverfolgungs-
maßnahme zu schützen. Zum Ausschluss der Entschädi-
gung für eine freiheitsentziehende Maßnahme genügt es 
nicht, dass der Beschuldigte sich irgendwie verdächtig ge-
macht hat, vielmehr muss er durch eigenes Verhalten ei-
nen wesentlichen Ursachenbeitrag zur. 
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38. BGH StB 51/22 – Beschluss vom 15. No-
vember 2022   
Notwendige Verteidigung (Unzulässigkeit der soforti-
gen Beschwerde gegen Bestellung eines Pflichtverteidi-
gers). 
§ 140 StPO, § 142 StPO; § 304 StPO; Art. 6 Abs. 3 lit. c 
EMRK 

 
Durch die Bestellung eines Pflichtverteidigers als solche 
ist ein Beschuldigter im Regelfall nicht beschwert; er kann 
diese daher grundsätzlich nicht anfechten. Das in Art. 6 
Abs. 3 Buchst. c EMRK gewährleistete Recht auf Selbst-
verteidigung wird durch eine Pflichtverteidigerbestellung 
in den Fällen der notwendigen Verteidigung nicht berührt. 
 

31. BGH 3 StR 371/22 – Beschluss vom 16. No-
vember 2022 (LG Osnabrück)   
Strafrahmenwahl beim Zusammentreffen mehrerer Mil-
derungsgründe (minder schwerer Fall; gesetzlich ver-
typter Milderungsgrund); Anschlusserklärung bei Ne-
benklage durch Rechtsanwalt (Einreichung als elektro-
nisches Dokument mit qualifizierter elektronischer Sig-
natur oder auf sicherem Übermittlungsweg). 
§ 22 StGB; § 23 StGB; § 49 StGB; § 212 StGB; § 213 
StGB; § 32a Abs. 3 StPO; § 32d Satz 2 StPO; § 396 
Abs. 1 Satz 1 StPO 

 
Rechtsanwälte müssen seit dem 1. Januar 2022 die An-
schlusserklärung bei der Nebenklage den Strafverfol-
gungsbehörden als elektronisches Dokument übersenden. 
Da die Erklärung gemäß § 396 Abs. 1 Satz 1 StPO der 
Schriftform unterliegt, ist sie nach § 32a Abs. 3 StPO au-
ßerdem mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
des Rechtsanwalts zu versehen oder auf einem sicheren 
Übermittlungsweg einzureichen. 
 

46. BGH 5 StR 309/22 – Urteil vom 24. Novem-
ber 2022 (LG Dresden)   
Beweiswürdigung (Tatgericht; Urteilsgründe; Rechts-
fehler; lückenhaft; Zweifelssatz; Indizien; Gesamtwürdi-
gung; Einlassung des Angeklagten; unwiderlegt).  
§ 261 StPO 

 
1. Eine rechtsfehlerfreie Beweiswürdigung setzt u.a. vo-
raus, dass die einzelnen Beweisergebnisse in eine umfas-
sende Gesamtwürdigung eingestellt werden. Der Grund-
satz in dubio pro reo ist dabei keine Beweis-, sondern eine 
Entscheidungsregel.  Etwaige den Angeklagten belasten-
den Indizien müssen zunächst mit vollem Gewicht in die 
Gesamtwürdigung eingestellt werden. Erst im Anschluss 
daran kommt – bei danach bestehenden Zweifeln – die An-
wendung des Zweifelssatzes in Betracht. Es ist daher feh-
lerhaft, wenn jedes Indiz einzeln betrachtet und darauf je-
weils isoliert der Zweifelssatz angewendet wird.  
 
2. Die Urteilsgründe müssen nicht jeden irgendwie be-
weiserheblichen Umstand ausdrücklich würdigen. Das 
Maß der gebotenen Darlegung hängt vielmehr von der je-
weiligen Beweislage und insoweit von den Umständen des 
Einzelfalls ab; dieser kann so beschaffen sein, dass sich die 
Erörterung bestimmter einzelner Beweisumstände erüb-
rigt. Insbesondere wenn das Tatgericht auf Freispruch er-
kennt oder sich von den Voraussetzungen eines gewichti-
geren Straftatbestands nicht überzeugen kann, obwohl 

nach dem Ergebnis der Hauptverhandlung gegen den An-
geklagten ein ganz erheblicher Tatverdacht besteht, muss 
es allerdings in seine Beweiswürdigung und deren Darle-
gung die ersichtlich wesentlichen, möglicherweise gegen 
den Angeklagten sprechenden Umstände und Erwägun-
gen einbeziehen.  
 
3. Die Angaben eines Angeklagten brauchen selbst mit 
Blick auf den Zweifelsgrundsatz nicht schon deshalb als 
„unwiderlegt“ den Feststellungen zugrunde gelegt wer-
den, weil es für ihre Richtigkeit oder Unrichtigkeit keine 
Beweise gibt. Vielmehr sind sie – nicht anders als andere 
Beweismittel – insbesondere auf ihre Plausibilität und an-
hand des übrigen Beweisergebnisses auf ihren Wahrheits-
gehalt zu prüfen. 
 
4. Einzelne Belastungsindizien, die für sich genommen 
zum Beweis der Täterschaft nicht ausreichen, können 
doch in ihrer Gesamtheit die für eine Verurteilung not-
wendige Überzeugung des Tatgerichts begründen. 
 

95. BGH 4 StR 426/22 – Beschluss vom 23. No-
vember 2022 (LG Bielefeld) 
Verminderte Schuldfähigkeit (Anschließen des Tatge-
richts an die Beurteilung eines Sachverständigen: Dar-
stellung in den Urteilsgründen, eindeutige Bewertung 
des psychischen Zustands durch das Tatgericht erkenn-
bar; festgestellte Sexualdevianz: im Einzelfall eine 
schwere andere seelische Störung, erheblich beeinträch-
tigte Steuerungsfähigkeit, Alkoholisierung, Zusammen-
wirken mehrerer schuldrelevanter Faktoren, Gesamtbe-
trachtung; Prüfungsmaßstab: mehrstufige Prüfung; 
Steuerungsunfähigkeit: motivationale Steuerungsfähig-
keit, zweckrationales Handeln, geplantes und geordne-
tes Vorgehen). 
§ 21 StGB; § 267 StPO 

 
1. Wenn sich das Tatgericht darauf beschränkt, sich der 
Beurteilung eines Sachverständigen zur Frage der Schuld-
fähigkeit anzuschließen, muss es dessen wesentliche An-
knüpfungspunkte und Darlegungen im Urteil so wieder-
geben, wie dies zum Verständnis des Gutachtens und zur 
Beurteilung seiner Schlüssigkeit erforderlich ist. Die Ur-
teilsgründe müssen zudem eine eindeutige Bewertung des 
psychischen Zustands des Angeklagten durch das Tatge-
richt erkennen lassen. 
 
2. Eine festgestellte Sexualdevianz kann nach der Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofs im Einzelfall eine 
schwere andere seelische Störung und eine hierdurch er-
heblich beeinträchtigte Steuerungsfähigkeit begründen, 
wenn die abweichenden Sexualpraktiken zu einer einge-
schliffenen Verhaltensschablone geworden sind, die sich 
durch abnehmende Befriedigung, zunehmende Frequenz 
der devianten Handlungen, Ausbau des Raffinements und 
gedankliche Einengung des Täters auf diese Praktiken aus-
zeichnen. 
 
3. Bei der Steuerungsfähigkeit geht es um die Fähigkeit, 
entsprechend der Unrechtseinsicht zu handeln, also um 
Hemmungsvermögen, Willens- und Entscheidungssteue-
rung, nicht aber um exekutive Handlungskontrolle. Ent-
scheidend kommt es auf die motivationale Steuerungsfä-
higkeit an, also die Fähigkeit, das eigene Handeln auch bei 
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starken Wünschen und Bedürfnissen normgerecht zu kon-
trollieren und die Ausführung normwidriger Motivationen 
zu hemmen. Steuerungsfähigkeit darf nicht mit zweckra-
tionalem Verhalten verwechselt werden. Auch bei geplan-
tem und geordnetem Vorgehen kann die Fähigkeit 

erheblich eingeschränkt (oder im Einzelfall aufgehoben) 
sein, Anreize zu einem bestimmten Verhalten und Hem-
mungsvorstellungen gegeneinander abzuwägen und da-
nach den Willensentschluss zu bilden. 
 

 
 

Rechtsprechung 
 

 
 

 

V. Wirtschaftsstrafrecht und Nebengebiete 
 
 

70. BGH 2 StR 92/21 – Beschluss vom 10. No-
vember 2022 (LG Köln) 
Urteilsgründe (zur Anwendung gebrachtes Strafgesetz; 
weitere Rechtausführungen: Gebotenheit, sachlich-
rechtliche Gesichtspunkte, keine Zweifel, Erkennen und 
Beurteilen der durch die getroffenen Feststellungen er-
gebenden rechtlichen Fragen durch das Tatgericht, Wi-
derspruch zwischen Urteilsformel und -gründen, offen-
sichtliches Verkündungsversehen, nachträgliche Berich-
tigung, Sachrüge, Urteilsaufhebung); Inverkehrbringen 
von qualitätsgeminderten und gefälschten Arzneimit-
teln (taugliches Tatobjekt: Qualitätsminderung, ge-
fälschtes Arzneimittel oder Wirkstoff, bloße unrichtige 
Angabe, Täuschungseignung). 
§ 267 StPO; § 95 Abs 1 Nr. 3a AMG 

 
1. Die Vorschrift des § 95 Abs. 1 Nr. 3a AMG setzt ein 
Handeln „entgegen § 8 Abs. 1 Nr. 1“ voraus und verbietet 
es damit, Arzneimittel oder Wirkstoffe herzustellen oder 
in den Verkehr zu bringen, die durch Abweichung von den 
anerkannten pharmazeutischen Regeln in ihrer Qualität 
nicht unerheblich gemindert sind. Erforderlich ist folglich 
– ungeachtet der Frage, ob sich die Erheblichkeit der Qua-
litätsminderung nach einer Interessen- und Güterabwä-
gung im Einzelfall bestimmt – die Feststellung, dass über-
haupt eine Qualitätsminderung gegeben ist. 
 
2. Allein die bloße (objektiv) unrichtige Angabe begründet 
indes keine tatbestandsmäßige Fälschung im Sinne des 
§ 95 Abs. 1 Nr. 3a AMG. Dies ergibt sich aus der auch hin-
sichtlich gefälschter Arzneimittel und Wirkstoffe in Bezug 
genommenen Bestimmung des § 8 Abs. 1 AMG, die – wie 
die übrigen Verbote des § 8 AMG – „zum Schutz vor Täu-
schung“ der Verbraucher dienen soll. Nach diesem schon 
in der amtlichen Gesetzesüberschrift zum Ausdruck ge-
kommenen Schutzzweck der Vorschrift wird eine 
Falschangabe vom Verbot nur erfasst, wenn ihr Täu-
schungseignung zukommt. 
 
3. Zwar ist das Tatgericht verfahrensrechtlich lediglich 
dazu verpflichtet, das zur Anwendung gebrachte Strafge-
setz in den Urteilsgründen zu bezeichnen, § 267 Abs. 3 
Satz 1 1. Halbsatz StPO. Inwieweit daneben weitere 
Rechtsausführungen geboten sind, richtet sich nach sach-
lich-rechtlichen Gesichtspunkten. Es dürfen aber keine 
Zweifel verbleiben, ob das Tatgericht die sich aus den ge-
troffenen Feststellungen ergebenden rechtlichen Fragen 
erkannt und zutreffend beurteilt hat. Solche Zweifel kön-
nen insbesondere dann bestehen, wenn ein Widerspruch 

zwischen Urteilsformel und -gründen vorliegt. Beide bil-
den eine untrennbare Einheit. Bei einem offensichtlichen 
Verkündungsversehen darf der Fehler im Urteilstenor be-
richtigt werden, wenn er für alle Verfahrensbeteiligten of-
fensichtlich ist und seine Behebung darum auch nicht den 
entfernten Verdacht einer inhaltlichen Änderung des Ur-
teils begründen kann. Lässt sich indes nicht mit Sicherheit 
klären, dass lediglich ein – noch nachträglich zu berichti-
gendes – offensichtliches Versehen bei der Fassung bzw. 
Verkündung der Urteilsformel vorliegt, führt ein solcher 
Widerspruch bereits auf die Sachrüge hin zur Urteilsauf-
hebung. 
 

101. BGH 6 StR 237/21 – Urteil vom 15. No-
vember 2022 (LG Schwerin)   
Hotelkomplex „Hohe Düne“; Subventionsbetrug (Ge-
staltungsmissbrauch; wirtschaftliche Unteilbarkeit); 
Untreue; Verjährung. 
§ § 264 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 8 Nr. 1 StGB aF; § 42 AO; § 2 
SubvG; § 4 Abs. 1 Satz 3 SubvG; § 78 Abs. 1 Satz 1 StGB; 
§ 78c Abs. 1 StGB 

 
Subventionserhebliche Tatsache nach § 264 Abs. 8 Nr. 2 
StGB aF ist das Nichtvorliegen eines Gestaltungsmiss-
brauchs als Ausschlusstatbestand für eine Bewilligung. 
Die Annahme eines Gestaltungsmissbrauchs setzt – wie 
bei dem insoweit vergleichbaren § 42 AO – voraus, dass 
der gewählten Gestaltungsform kein eigenständiger Sinn-
gehalt zukommt und sie allein zur Herbeiführung der Sub-
ventionsgewährung vorgenommen wird. 
 

13. BGH 1 StR 323/22 – Beschluss vom 17. No-
vember 2022 (LG Göttingen)   
Hinterziehung von Tabaksteuer (Einziehungsbetroffe-
ner: konkludenter Zusammenschluss mehrerer Täter zu 
einer Personengesellschaft, keine Vervielfältigung der 
ersparten Aufwendungen, keine Weiterleitung ersparter 
Aufwendungen). 
§ 370 Abs. 1 AO; § 15 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2, Abs. 5 TabStG; 
§ 73 Abs. 1 StGB, § 73b Abs. 2 StGB, § 73c StGB, § 40 
AO 

 
1. Schließen sich mehrere Personen für die Produktion von 
Tabakprodukten (konkludent) zu einer Personengesell-
schaft zusammen, so ist die Personengesellschaft als „Her-
stellerin“ Steuerschuldnerin der hinsichtlich der anfallen-
den Tabaksteuer. Die Anordnung der Wertersatzeinzie-
hung wegen ersparter Aufwendungen durch das Verkür-
zen von Steuern ist dann auch gegen sie als 
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Dritteinziehungsbeteiligte zu richten. Dem steht es nicht 
entgegen, wenn die Gesellschaft ausschließlich einen 
strafbaren Geschäftszweck verfolgte; die Illegalität führt 
nicht dazu, dass die Gesellschaft verbrauchsteuer- und 
nachfolgend einziehungsrechtlich zu ignorieren wäre (vgl. 
§ 40 AO). 
 
2. Dass im Falle der Hinterziehung von Tabaksteuer jeder 
Täter als „an der Herstellung beteiligte Person“ ebenfalls 
Schuldner der Tabaksteuer war (§ 15 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 
Alternative 2 TabStG;), sich damit selbst Tabaksteuer er-
sparte und Gesamtschuldnerschaft nicht nur untereinan-
der, sondern auch mit der Gesellschaft besteht (§ 15 Abs. 
5 TabStG), ändert nichts an der Beschränkung der – durch 
eine gegenständliche Betrachtungsweise geprägten – Ab-
schöpfung auf das Vermögen der Gesellschaft. Mit der In-
anspruchnahme ist die Steuerersparnis zugleich „ver-
braucht“; sie kann nicht „vervielfältigt“ werden.  
 
3. § 73b Abs. 2 StGB ist der Rechtsgedanke zu entnehmen, 
dass der geldwerte Vorteil in Form einer Ersparnis man-
gels Gegenständlichkeit einziehungsrechtlich nicht wei-
tergereicht werden kann, auch nicht im Anwendungsbe-
reich der § 73 Abs. 1, § 73c Satz 1 StGB. 
 

12. BGH 1 StR 300/22 – Beschluss vom 18. Ok-
tober 2022 (LG Duisburg)   
Steuerhinterziehung (Hinterziehung von Lohnsteuer 
und Solidaritätszuschlag: Tateinheit); Einziehung 
(keine Einziehung beim Täter, wenn Vermögensvorteil 
durch juristische Person erlangt wurde). 
§ 370 Abs. 1 Nr. 1 AO; § 52 StGB; § 1 SolZG; § 3 Abs. 1 
Nr. 4 lit. a) SolZG; § 73 Abs. 1 StGB 

 
Die Hinterziehung von Lohnsteuer und Solidaritätszu-
schlag erfolgt auch nach der neueren Rechtsprechung des 
BGH regelmäßig tateinheitlich, da beim Solidaritätszu-
schlag nach § 1 SolZG keine selbständige originäre Erklä-
rungspflicht besteht, sondern eine „Annexfestsetzung“ 
auf der Grundlage der Hauptsteuererklärung erfolgt. 
 

102. BGH 6 StR 239/22 – Urteil vom 2. Novem-
ber 2022 (LG Würzburg)   
Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in nicht geringer 
Menge (konkurrenzrechtliche Beurteilung: Bewertungs-
einheit, Tateinheit; Aufzucht von Marihuanapflanzen; 
Erwerb von Setzlingen zum Zweck des anschließenden 
Anbaus); Strafzumessung (Covid-19-Virus; Kontakt- 
und Besuchsbeschränkungen, Untersuchungshaft). 
§ 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BtMG; § 29a Abs. 1 Nr. 2 BtMG; 
§ 46 StGB 

 
1. Erfolgt die Aufzucht von Marihuanapflanzen zum Zwe-
cke des späteren gewinnbringenden Absatzes der geernte-
ten Pflanzen, geht der Anbau als unselbständiger Teilakt 
in der Bewertungseinheit des Handeltreibens auf (st. 
Rspr.). 
 
2. Gesonderte Anbauvorgänge sind dann grundsätzlich als 
für sich selbständige, zueinander in Tatmehrheit stehende 
Taten des Handeltreibens zu bewerten. Nichts anderes 
gilt, wenn Betäubungsmittel aus einer Plantage mit Pflan-
zen unterschiedlicher Reifungsgrade, die sukzessiv nach 
ihrer Reife geerntet werden, verkauft werden oder die 

Aufzucht der Pflanzen aus dem nachfolgenden Anbauvor-
gang noch vor der Ernte der zuvor gezüchteten Pflanzen 
begonnen wurde. Denn daraus folgt nur eine Gleichzeitig-
keit der Anbauvorgänge im Sinne einer zeitlichen Über-
schneidung, die für eine tateinheitliche Verbindung als 
solche nicht ausreicht (st. Rspr.). 
 
3. Die Aufzucht von Cannabispflanzen erfüllt den Tatbe-
stand des Handeltreibens, wenn der Anbau auf die ge-
winnbringende Veräußerung der herzustellenden Betäu-
bungsmittel zielt. Allein der Erwerb von Setzlingen zum 
Zweck des anschließenden Anbaus stellt dabei aber noch 
keine auf den Umsatz von Betäubungsmitteln gerichtete 
Tätigkeit dar. 
 
4. Der lediglich pauschale Hinweis auf „Kontakt- und Be-
suchsbeschränkungen“ trägt eine – auch im Übrigen regel-
mäßig nicht veranlasste – strafmildernde Berücksichti-
gung vollstreckter Untersuchungshaft ohne Mitteilung 
konkreter Tatsachen für hierdurch im Einzelfall bedingte 
besondere Belastungen nicht. 
 

64. BGH 2 StR 12/22 – Beschluss vom 2. Juni 
2022 (LG Frankfurt am Main) 
Bandenmäßiges Handeltreiben mit Betäubungsmitteln 
in nicht geringer Menge (Handeltreiben: Vorliegen, Be-
reitstellen einer ausschließlich dem Zweck des Han-
delns mit Betäubungsmitteln dienenden virtuellen Ver-
kaufs- und Kommunikationsplattform, Aufrechterhal-
tung der technischen und inhaltlichen Forenstruktur; 
Abgrenzung Mittäterschaft und Beihilfe: Maßstab, Er-
richten und Betreiben einer internetgestützten Handels-
plattform; Konkurrenzen: Deliktsserie, Tatbeitrag zum 
Aufbau oder zur Aufrechterhaltung einer auf die Bege-
hung von Straftaten ausgerichteten Infrastruktur, unei-
gentliches Organisationsdelikt, Tateinheit, kein der An-
nahme bandenmäßigen Handeltreibens Entgegenste-
hen); Einziehung des Wertes von Taterträgen (erlangter 
Vermögensvorteil: Kryptowährungen, faktische Verfü-
gungsgewalt; Bestimmung des Wertes: Kryptowährung, 
Wert zum Zeitpunkt der jeweiligen Transaktionen, hö-
here Handelsmenge; gesamtschuldnerische Haftung; 
Verzicht der Anrechnung). 
§ 30a BtMG; § 25 Abs. 2 StGB; § 27 StGB; § 52 StGB; 
§ 73c StGB 

 
1. Handeltreiben durch eigennützige Förderung fremder 
Verkäufe kann insbesondere auch bei Vermittlung eines 
Absatzgeschäftes oder bei Nennung potentieller Kunden 
erfüllt sein. In gleicher Weise stellt das Bereitstellen einer 
ausschließlich dem Zweck des Handels mit Betäubungs-
mitteln dienenden virtuellen Verkaufs- und Kommunika-
tionsplattform sowie die zur Aufrechterhaltung der tech-
nischen und inhaltlichen Forenstruktur geleisteten Bei-
träge regelmäßig ein (täterschaftliches) Handeltreiben mit 
Betäubungsmitteln dar, sofern die Betreiber nicht allein 
aus uneigennützigen Motiven heraus handeln. 
 
2. Ob die Beteiligung an unerlaubtem Handeltreiben mit 
Betäubungsmitteln als Mittäterschaft oder Beihilfe zu wer-
ten ist, beurteilt sich nach den allgemeinen Grundsätzen 
über die Abgrenzung zwischen diesen Beteiligungsformen. 
Mittäter ist, wer nicht nur fremdes Tun fördert, sondern ei-
nen eigenen Tatbeitrag derart in eine gemeinschaftliche Tat 
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einfügt, dass sein Beitrag als Teil der Tätigkeit des anderen 
und umgekehrt dessen Tun als Ergänzung seines eigenen 
Tatanteils erscheint. Ob ein Beteiligter ein so enges Ver-
hältnis zur Tat hat, ist nach den gesamten Umständen, die 
von seiner Vorstellung umfasst sind, in wertender Betrach-
tung zu beurteilen. Wesentliche Anhaltspunkte können der 
Grad des eigenen Interesses am Taterfolg, der Umfang der 
Tatbeteiligung und die Tatherrschaft oder wenigstens der 
Wille zur Tatherrschaft sein.  
 
3. Diese Grundsätze gelten auch für das Errichten und Be-
treiben einer internetgestützten Handelsplattform, die 
dazu dient, den Kontakt zwischen Käufern und Verkäufern 
herzustellen und Möglichkeiten zur Verkaufsabwicklung 
zur Verfügung stellt. 
 
4. Haben bei einer durch mehrere Personen begangenen 
Deliktsserie einzelne Angeklagte einen Tatbeitrag zum 
Aufbau oder zur Aufrechterhaltung einer auf die Begehung 
von Straftaten ausgerichteten Infrastruktur erbracht, so 
sind die Einzeltaten der Mittäter zu einem sogenannten 
uneigentlichen Organisationsdelikt zusammenzufassen, 
durch welches die Einzelhandlungen rechtlich verbunden 
und die auf der Grundlage dieser Infrastruktur begange-
nen Straftaten für die im Hintergrund Tätigen zu einer ein-
heitlichen Tat im Sinne des § 52 Abs. 1 StGB zusammen-
geführt werden. 
 
5. Anknüpfend an Entscheidungen zum Bandenbetrug ist 
in der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs auch für 

den Bandenhandel im Sinne von §§ 29, 30a Abs. 1 BtMG 
anerkannt, dass die Zusammenfassung mehrerer auf 
Drogenumsatz gerichteter Aktivitäten zu einer einzigen 
Bewertungseinheit – mithin die Verknüpfung mehrerer 
Einzelakte zu einer Tat aus Rechtsgründen – der An-
nahme bandenmäßigen Handeltreibens nicht entgegen-
steht. 
 

28. BGH 3 StR 340/22 – Beschluss vom 15. No-
vember 2022 (LG Koblenz)   
Handeltreiben mit Betäubungsmitteln (Urteilstenor; 
mittlere Gefährlichkeit von Amphetamin und Ecstasy; 
Überschreiten der nicht geringen Menge bei Ampheta-
minbase und Ecstasy; Feststellungen zum Wirkstoffge-
halt; keine Erfahrungssätze zur Mindestkonzentration 
pro Tablette bei Ecstasy; strafschärfende Berücksichti-
gung der Überschreitung des Grenzwerts); Strafrah-
menwahl beim Zusammentreffen mehrerer Milderungs-
gründe (minder schwerer Fall; gesetzlich vertypter Mil-
derungsgrund). 
§ 29 BtMG; § 29a BtMG; § 30 BtMG; § 27 StGB; § 49 
StGB 

 
Die unterschiedlichen Wirkstoffkombinationen und die 
Schwankungen in den Wirkstoffkonzentrationen der ein-
zelnen als Ecstasy vertriebenen Tabletten lassen die aus-
reichend sichere Feststellung einer Mindestkonzentration 
pro Tablette, die in der Praxis erfahrungsgemäß nicht un-
terschritten wird, nicht zu. 

 
 
 

Aufsätze und Anmerkungen 
 

 
 

 

Zur Abgrenzung strafbarer Tötung auf Verlangen und 
strafloser Beihilfe zum Suizid 
Anmerkung zu BGH HRRS 2022 Nr. 800 

Von RAin Dr. Laura Seifert, FS-PP Berlin  

 
 

A. Einleitung 

Die  geschäftsmäßige Förderung der Selbsttötung gem. 
§ 217 StGB ist am 26. Februar 2020 durch das Bundesver-
fassungsgericht für nichtig erklärt worden. Die Vorschrift 
ist mit dem Grundrecht auf selbstbestimmtes Sterben 
nicht vereinbar.1  
 
In seiner Entscheidung zu § 217 StGB nahm das Verfas-
sungsgericht keine Stellung dazu, ob diese Entscheidung 

 
 
1  BVerfG 2 BvR 2347/15, Urt. v. 26.02.2020 = HRRS 2020 

Nr. 190. 

auch auf die aktive Sterbehilfe (§ 216 StGB) übertragbar 
ist. Dies übernahmen nun die Richter des 6. Strafsenates 
in dem Beschluss vom 28. Juni 2022 in einem obiter dic-
tum. Die tragenden Gründe des Bundesverfassungsge-
richts Urteils zu § 217 StGB seien auf § 216 StGB zumin-
dest im Grundsatz übertragbar.2 
 
Der Freispruch des 6. Strafsenats orientiert sich somit 
maßgeblich an der Entscheidung der Karlsruher Richter 
und Richterinnen. Der Beschluss setzt die 

2  So bereits zuvor schon: Lindner NStZ 2020, 505, 506 f. 
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entkriminalisierenden Rechtsprechungstendenzen des 
BGH zur Sterbehilfe fort3 und stärkt das Recht auf selbst-
bestimmtes Sterben.  
 
§ 216 StGB enthalte ein absolutes Fremdtötungsverbot, 
welches nicht mit dem Grundrecht auf selbstbestimmtes 
Sterben vereinbar sei. Deswegen müsse § 216 StGB ver-
fassungskonform ausgelegt werden. Vor diesem Hinter-
grund könne für die Abgrenzung strafbarer Tötung auf 
Verlangen und strafloser Beihilfe zum Suizid nicht auf das 
äußere Erscheinungsbild der Tathandlung – aktives vs. 
passives Tun – abgestellt werden. Geboten sei vielmehr 
eine normative Betrachtung des gesamten Geschehensab-
laufs.4 

B. Der Beschluss vom 28. Juni 2022 (BGH 
6 StR 68/21) 

Die hier besprochene Rechtsprechung des BGH ist eine 
wegweisende Entscheidung betreffend die rechtliche Be-
wertung zur aktiven Sterbehilfe. 
 
Kreativ – so lässt sich der Beschluss des 6. Strafsenates 
beschreiben, indem die Richter versuchen, das passend zu 
machen, was nicht passt.  
 
Freispruch wegen strafloser Beihilfe zum Suizid lautet das 
Ergebnis des BGHs in seinem Beschluss vom 28. Juni die-
ses Jahres. Dies gelte, obgleich die angeklagte Tat de lege 
lata klar und eindeutig unter den Wortlaut von § 216 StGB 
fällt.  
 
Mit Blick auf das Grundrecht auf selbstbestimmtes Ster-
ben gem. Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG5 ist der 
Freispruch zwar im Ergebnis richtig. Der Weg dorthin er-
scheint unter rechtsstaatlichen, -dogmatischen und krimi-
nalpolitischen Aspekten jedoch nicht gangbar. 

I. Sachverhalt 

Der Entscheidung liegt folgender Sachverhalt6 zu Grunde.  
 
Der sterbewillige R war seit 1970 mit der Angeklagten ver-
heiratet und seit Anfang 2019 bettlägerig. Die Angeklagte 
pflegte ihren Ehemann allein zu Hause. Dieser äußerte 
vermehrt den Wunsch, sterben zu wollen. R kam mit der 
Angeklagten überein, dass sie keinen Arzt rufen solle, 
wenn er sein Leben beende. R litt unter starken Schmer-
zen. Im Sommer 2019 wollte R deswegen aus dem Leben 
scheiden. R sah sich auf Grund des zu dieser Zeit gelten-
den gesetzlichen Verbotes der geschäftsmäßigen Suizid-
beihilfe gem. § 217 StGB in Deutschland gehindert, sei-
nem Leben mit Hilfe eines Sterbehilfevereins ein Ende zu 

 
 
3  BGH 5 StR 393/18, Urt. v. 3.07.2019 = HRRS 2019 Nr. 

1059; BGH 2 StR 454/09, Urt. v. 25.06.2010 = HRRS 2010 
Nr. 704; Anm. Grünewald NJW 2022, 3025. 

4  BGH 6 StR 68/21, Beschl. v. 28.06.2022 = HRRS 2022 Nr. 
800, Rn. 15. 

5  BVerfG 2 BvR 2347/15, Urt. v. 26.02.2020 = HRRS 2020 
Nr. 190. 

6  BGH 6 StR 68/21, Beschl. v. 28.06.2022 = HRRS 2022 Nr. 
800, Rn. 3 ff. 

setzen. R teilte seinen Sterbewunsch daher der Angeklag-
ten mit und bat die Angeklagte, ihm alle im Haus vorräti-
gen Medikamente zu geben. Die Angeklagte suchte diese 
zusammen und gab R die Medikamente. R nahm diese 
selbstständig ein. Die Wirkstoffmenge durch die Medika-
menteneinnahme war für sich genommen tödlich. Um si-
cher zu gehen, dass sein Tod eintreten werde, forderte R 
die Angeklagte nach der Medikamenteneinnahme auf, alle 
im Haus vorhandenen Insulinspritzen zu holen und ihm 
diese zu injizieren. Die Angeklagte tat wie R ihr geheißen 
und spritzte R das Insulin. Dieser war auf Grund seiner 
körperlichen Verfassung nicht in der Lage, sich dieses 
selbst zu spritzen. Das Insulin war für sich genommen ge-
eignet, den Tod des R herbeizuführen. Dies wusste die An-
geklagte. Nachdem sie R die Insulinspritzen verabreicht 
hatte, fragte R die Angeklagte, ob dies auch alle vorrätigen 
Spritzen gewesen seien, „nicht, dass er noch als Zombie“7 zu-
rückkehre. R schlief kurz danach ein. Die Angeklagte 
stellte circa viereinhalb Stunden nach der Einnahme der 
Medikamente und Injektion des Insulins seinen Tod fest. 
R starb an Unterzuckerung infolge des injizierten Insulins. 

II. Entscheidungsgründe 

Obgleich die Angeklagte ihren Ehemann das tödliche In-
sulin injizierte, sowie der Tod ihres Ehemannes kausal hie-
rauf und nicht auf die Medikamenteneinnahme beruht, ge-
langt der BGH zu einem Freispruch.  
 
Die Entscheidungsgründe geben Anlass zu der Vermu-
tung, dass die Richter weniger mit dem Gesetzeswortlaut 
arbeiteten, sondern ergebnisorientiert versuchten, das 
Recht passend zu machen.  
 
Um den Anwendungsbereich des § 216 StGB auszuschlie-
ßen, greift der BGH auf eine normative Betrachtungsweise 
zurück. Die Abgrenzung zwischen strafbarer Tötung auf 
Verlangen und strafloser Beihilfe zum Suizid könne näm-
lich nicht sinnvoll anhand des äußeren Erscheinungsbil-
des – aktives vs. passives Tun – vorgenommen werden. Ge-
boten sei vielmehr eine normative Betrachtung des gesam-
ten Geschehensablaufs.8 Eine isolierte Betrachtung der In-
jektion des tödlichen Insulins durch die Angeklagte trage 
dem Gesamtplan nicht hinreichend Rechnung.9 Liegt ein 
aktiver Beitrag des*der Helfers*in zum Suizid vor, sei für 
die Abgrenzung zwischen strafbaren und straflosen Ver-
halten entscheidend, ob der*die Suizident*in das Tatge-
schehen beherrsche.10 Dies sei lediglich dann der Fall, 
wenn der aktive Beitrag der helfenden Person abgeschlos-
sen sei und der*die Suizident*in nach Abschluss dieses 
Tatbeitrages selbstständige Rettungsmaßnahmen einlei-
ten könne. 
 

7  BGH 6 StR 68/21, Beschl. v. 28.06.2022 = HRRS 2022 Nr. 
800, Rn. 10. 

8  BGH 6 StR 68/21, Beschl. v. 28.06.2022 = HRRS 2022 Nr. 
800, Rn. 15. 

9  BGH 6 StR 68/21, Beschl. v. 28.06.2022 = HRRS 2022 Nr. 
800, Rn. 16. 

10  BGH 6 StR 68/21, Beschl. v. 28.06.2022 = HRRS 2022 Nr. 
800, Rn. 16. 
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Auf diese Weise versucht der BGH, dem Tatbeitrag der An-
geklagten kein Gewicht beizumessen.  
 
Obgleich sich der Strafsenat doch sehr bemüht, eine trag-
fähige Begründung für den erwünschten Freispruch zu lie-
fern, gelingt dies den BGH-Richtern nicht. 

1. Missachtung der strafrechtlichen Kausalitätslehre 

So missachtet der BGH die Grundlagen der Strafrechts-
dogmatik, bei dem Versuch die Handlung der Angeklagten 
herunterzuspielen, indem er ausführt, „nach dem Gesamt-
plan war es letztlich dem Zufall geschuldet, dass das Insulin sei-
nen Tod verursachte, während die Medikamente ihre tödliche Wir-
kung erst zu einem späteren Zeitpunkt entfalten“. Deswegen 
bildeten die Einnahme der Tabletten und die Injektion des 
Insulins „einen einheitlich lebensbeenden Akt“, bei dem der 
sterbewillige R das Gesamtgeschehen beherrscht habe.11 
Auch wenn der BGH dies im Rahmen seiner normativen 
Betrachtungslehre und nicht am Tatbestandsmerkmal der 
Kausalität ausführt, fragt sich schon, inwieweit diese Aus-
führungen mit den Grundsätzen der strafrechtlichen Kau-
salitätslehre einhergehen.12 Lernen doch Rechtsstu-
dent*innen bereits im ersten Semester unter dem Stich-
wort „hypothetische Kausalität“, dass nach ständiger und ge-
festigter Rechtsprechung des BGHs „Reserveursachen“ für 
die Beurteilung der Kausalität unbeachtlich sind.13 Eine 
Handlung kann auch dann nicht hinweggedacht werden, 
ohne dass der Erfolg entfiele, wenn eine andere Handlung 
zeitlich später zum Erfolg geführt hätte.14 

2. Ungeeignetheit der die Tatherrschaft begründenden 
Kriterien 

Liegt ein aktiver Beitrag des*der Helfers*in zum Suizid 
vor, sei für die Abgrenzung zwischen strafbaren und straf-
losen Verhalten entscheidend, ob der*die Suizident*in das 
Tatgeschehen beherrsche. Dies sei lediglich dann der Fall, 
wenn der aktive Beitrag der helfenden Person abgeschlos-
sen sei und der*die Suizident*in noch selbstständige Ret-
tungsmaßnahmen einleiten könne.15  
 
Was auf den ersten Blick einleuchtend klingen mag, ist auf 
den zweiten Blick nicht geeignet, vergleichbare Sachver-
haltskonstellationen gleich abzuurteilen. Die vom 6. Straf-
senat aufgestellten tatherrschaftsbegründenden Kriterien 
führen zu willkürlichen Ergebnissen. Die Abgrenzung 
zwischen strafbarer Tötung auf Verlangen und strafloser 
Beihilfe zum Suizid macht der BGH in der hier besproche-
nen Entscheidung davon abhängig, ob der Tatbeitrag der 
Hilfsperson beendet ist, oder nicht. Bei wertender Ge-
samtbetrachtung kann dies für die Frage nach der Tatherr-
schaft jedoch nicht ausschlaggebend sein. Denn eine sol-
che Betrachtungsweise reißt formaljuristisch ein einheitli-
ches Tatgeschehen auseinander, indem für die Frage der 

 
 
11  BGH 6 StR 68/21, Beschl. v. 28.06.2022 = HRRS 2022 Nr. 

800, Rn. 16. 
12  So auch: Grünewald NJW 2022, 3025. 
13  BGH 5 StR 632/98, Urt. v. 08.11.1999, juris Rn. 114; BGH 

1 StR 303/51, Urt. v. 27.11.1951, juris Rn. 15. 
14  BGH 1 StR 303/51, Urt. v. 27.11.1951, juris Rn. 15; Fischer, 

StGB, 69. Aufl. (2022), Vor § 13 Rn. 22. 
15  BGH 6 StR 68/21, Beschl. v. 28.06.2022 = HRRS 2022 Nr. 

800, Rn. 14 ff. 

Tatherrschaft isoliert auf die finale Tathandlung abgestellt 
wird, anstelle die Tatherrschaft vom Gesamtgeschehen ab-
hängig zu machen.16  
 
Ferner widerspricht sich der 6. Strafsenat mit dieser iso-
lierten Betrachtung in seinen Entscheidungsgründen 
selbst. Führt er doch zu Beginn seiner Entscheidung aus, 
„eine isolierte Bewertung [der Injektion des Insulins] trägt 
dem auf die Herbeiführung des Todes gerichteten Gesamtplan 
nicht hinreichend Rechnung“.17  
 
Der 6. Strafsenat liefert gleich selbst zwei Fallbeispiele, 
anhand derer sich die Ungeeignetheit seiner Abgren-
zungskriterien offenbaren. So setzt sich der BGH in seiner 
Entscheidung mit dem sogenannten Gisela-Fall18 und dem 
Gashahn-Fall19 auseinander.  
 
Im Gisela-Fall hatte der Angeklagte auf dem Fahrersitz 
und die ebenfalls sterbewillige Ehefrau auf dem Beifahrer-
sitz eines Autos Platz genommen. Der Angeklagte ließ 
mittels eines an das Auspuffrohr angeschlossenen 
Schlauchs Abgas in das Wageninnere strömen, indem er 
das Gaspedal durchtrat, bis er die Besinnung verlor. Ob-
wohl die Sterbewillige zunächst noch in der Lage war, die 
Beifahrertür zu öffnen, oder den Fuß des Angeklagten vom 
Gaspedal zu stoßen, bejahte der 2. Strafsenat die Tatherr-
schaft des Angeklagten. Diese sei darin begründet, dass 
dieser nach dem Gesamtplan durch das fortdauernde 
Durchtreten des Gaspedals das Geschehen bis zuletzt in 
der Hand haben sollte.20 
 
Im sogenannten Gashahn-Fall demgegenüber sei eine an-
dere Beurteilung gerechtfertigt. Denn der Tatbeitrag des 
Angeklagten sei bereits abgeschlossen gewesen. Der dor-
tige Angeklagte und seine Ehefrau bezogen ein Hotelzim-
mer, um gemeinsam aus dem Leben zu scheiden. Zu die-
sem Zweck verstopfte die Ehefrau die Türritzen, während 
der Angeklagte die Gashähne öffnete. Die Ehefrau starb 
infolge einer Gasvergiftung. Der Angeklagte überlebte. 
Die Ehefrau hätte nach dem Öffnen der Gashähne jeder-
zeit eigenständig Rettungsmaßnahmen holen können. 
Deswegen habe der Angeklagte nicht wie im Gisela-Fall 
„bis zuletzt“ das Geschehen in der Hand gehalten.21 
 
Bei normativer Betrachtungsweise handelt es sich um 
zwei gleichgelagerte Sachverhalte. In beiden Fällen hatten 
die verstorbenen Ehepartner die Möglichkeit den Ablauf 
des Suizids, bis zu dem Zeitpunkt in dem sie in Ohnmacht 
fielen, zu steuern. Die Strafbarkeit darf nicht von den Zu-
fälligkeiten des Geschehensablaufs abhängig sein. Im 
„Gashahn-Fall“ war die Tathandlung abgeschlossen, da Gas 
nach dem Aufdrehen einer Gasleitung selbstständig in ei-
nen Raum hineinfließt. Im „Gisela-Fall“ demgegenüber war 
der Tatbeitrag nicht abgeschlossen, da ein Gas-Pedal nach 
unten gedrückt werden muss, damit Gas in den 

16  Ebenfalls kritisch: Hoven/Kudlich NStZ 2022, 663, 668. 
17  BGH 6 StR 68/21, Beschl. v. 28.06.2022 = HRRS 2022 Nr. 

800, Rn. 16. 
18  BGH 2 StR 181/63, Urt. v. 14.08.1963. 
19  RG 905/20 II, Urt. v. 1920. 
20  BGH 2 StR 181/63, Urt. v. 14.08.1963, juris Rn. 7. 
21  BGH 6 StR 68/21, Beschl. v. 28.06.2022 = HRRS 2022 Nr. 

800, Rn. 19. 
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Innenraum eines Autos hineinströmt. Hätte der Ange-
klagte im Gisela-Fall das Gaspedal nicht selbst hinunter-
gedrückt, sondern hätte sich sein Tatbeitrag darauf be-
schränkt, das Gaspedal mit einem Stein zu beschweren, 
wäre er straffrei geblieben. Dies kann nicht richtig sein. 
Bei lebensnaher Betrachtungsweise darf die strafrechtliche 
Beurteilung dieser gleichgelagerten Sachverhalte keinen 
Unterschied machen.  

3. Fehlerhafte Subsumtion 

Um zu einem Freispruch der Angeklagten zu gelangen, 
subsumieren die Richter des 6. Strafsenates unter ihre ei-
gens aufgestellte normative Betrachtungsweise fehler-
haft. 
 
Der sterbewillige R habe auch nach Abschluss des aktiven 
Tatbeitrages der Angeklagten die Tatherrschaft inne. 
Denn R sei anschließend noch eine gewisse Zeit bei Be-
wusstsein geblieben und habe eigenverantwortlich davon 
abgesehen, Gegenmaßnahmen einzuleiten, etwa die An-
geklagte aufzufordern, den Rettungsdienst zu alarmie-
ren.22 
 
R war bettlägerig. Die Angeklagte pflegte ihn. Inwieweit R 
insoweit die Tatherrschaft über das Gesamtgeschehen ha-
ben konnte, erscheint fraglich.23 Wie hätte R selbstständig 
Rettungsmaßnahmen einleiten können? Ohne die Hilfe 
der Angeklagten auf jeden Fall nicht. Selbstverständlich 
hätte er diese bitten können, den Notruf zu betätigen. In-
sofern lag es aber in der Hand der Angeklagten, dieser 
Bitte nachzukommen, oder nicht. Das Schicksal des R lag 
folglich auch nach der Injektion des Insulins durch die An-
geklagte in deren Händen.  

4. Obiter dictum 

Die mutmaßlich ergebnisorientierte Entscheidung des 
Strafsenates erklärt sich später im Urteil. In einem obiter 
dictum spricht der BGH sich für eine verfassungskonforme 
Auslegung von § 216 StGB aus.24 In diesem stellt er in 
Frage, ob § 216 StGB mit dem durch das Bundesverfas-
sungsgericht in seiner Grundsatzentscheidung zu § 217 
StGB entwickelten Grundsätzen zum Recht auf selbstbe-
stimmtes Sterben vereinbar sei.25 Zutreffend beschreibt 
der BGH, dass § 216 StGB ein absolutes Fremdtötungsver-
bot beinhaltet.26 Dieses ist mit den Grundsätzen zum 
Recht auf selbstbestimmtes Sterben nicht vereinbar.27 
 
Es ist allerdings nicht Aufgabe des BGH, die Verfassungs-
mäßigkeit von Normen im Rahmen eines obiter dictum in 
Zweifel zu ziehen und in Folge dieser Zweifel eine ergeb-
nisorientierte Scheinbegründung zu liefern. Aus recht-
staatlicher Sicht wäre der Umweg über die konkrete Nor-
menkontrolle nach Art. 100 Abs. 1 GG wohl der richtige 
Weg gewesen. Die Überprüfung der Vereinbarkeit von 
Normen mit Verfassungsrecht steht ausschließlich dem 
Bundesverfassungsgericht zu. Sinn und Zweck des Ver-
werfungsmonopols des Bundesverfassungsgerichts ist es, 
Rechtszersplitterung und Rechtsunsicherheiten vorzu-
beugen. Unter kriminalpolitischen und rechtstaatlichen 
Aspekten kann deswegen eine durch Kasuistik geprägte 
Einzelfallrechtsprechung nicht gewollt sein. 
 
Ein klares Regelwerk, das definiert, innerhalb welcher 
Grenzen die „Tötung“ durch Dritte erlaubt ist, ist mit Blick 
auf das Rechtsgut Leben zwingend erforderlich.28 Dies ist 
allerdings ureigene Aufgabe des Gesetzgebers und nicht 
der Strafsenate. 
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Das Hawala-Finanzsystem als kriminelle Vereinigung 
Besprechung von BGH HRRS 2021 Nr. 927 

Von Wiss. Mit. Jakob Ebbinghaus, HU Berlin*  

 
 
In* seinem Beschluss vom 2.6.2021 hat der BGH die Straf-
barkeit eines Hawala-Geldeinsammlers nach § 129 I S. 1 
Var. 2, II StGB bejaht. Ein Zusammenschluss, der Transak-
tionen über das Hawala-System abwickle, sei eine 

 
 
22  BGH 6 StR 68/21, Beschl. v. 28.06.2022 = HRRS 2022 Nr. 

800, Rn. 16 f. 
23  Im Grunde auch: Grünewald NJW 2022, 3025. 
24  BGH 6 StR 68/21, Beschl. v. 28.06.2022 = HRRS 2022 Nr. 

800, Rn. 21 ff. 
25  BGH 6 StR 68/21, Beschl. v. 28.06.2022 = HRRS 2022 Nr. 

800, Rn. 22 f. 

Vereinigung iSd § 129 I, II StGB, die auf die Begehung von 
Straftaten gem. § 129 I S. 1 StGB ausgerichtet ist, beste-
hend in dem wiederholten Verstoß gegen § 63 I Nr. 4 ZAG 
iVm §§ 10 I S. 1, 1 S. 2 Nr. 6 ZAG, da Zahlungsdienst-

26  BGH 6 StR 68/21, Beschl. v. 28.06.2022 = HRRS 2022 Nr. 
800, Rn. 23. 

27  Grünewald NJW 2022, 3025. 
28  Vgl. Grünewald NJW 2022, 3025. 
*  Jakob Ebbinghaus ist Wissenschaftlicher Mitarbeiter am 

Lehrstuhl für Strafrecht, Strafprozessrecht, ausländisches 
Strafrecht und Strafrechtstheorie von Prof. Dr. Greco 
(LL.M.) an der Humboldt Universität zu Berlin. 
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leistungen ohne die erforderliche staatliche (BaFin) Ge-
nehmigung erbracht wurden. Die Annahme einer Strafbar-
keit aus § 129 I, II StGB ist allerdings nach der hier vertre-
tenen Auffassung sowohl in der Begründung als auch im 
Ergebnis abzulehnen. 
 
Eingangs wird kurz erläutert, was ein Hawala-System ist 
(I.) und weshalb eine Strafbarkeit nach dem ZAG von h.L. 
und BGH angenommen wird (II.). Fraglich ist jedoch, ob 
eine Strafbarkeit nach § 129 StGB gegeben ist (III.). Bei 
dieser Frage wird der Schwerpunkt liegen. Es wird sich 
zeigen, dass der BGH den Tatbestand des § 129 StGB an 
zwei entscheidenden Stellen aushöhlt und so Abgrenzungs-
probleme schafft, die vermieden werden sollten.  Zum 
Schluss wird ein kurzes Fazit gezogen (IV.) 
 
I. Ein Hawala System ist ein vertrauensbasiertes System 
mittelalterlichen Ursprungs zur Abwicklung von (auch 
grenzüberschreitenden) Zahlungen,1 welches sich seit 
jeher durch eine staatsferne Struktur auszeichnet.2 Der 
Ablauf soll anhand eines (vereinfachten) Beispiels veran-
schaulicht werden: 
 
Person A lebt in Land 1 und möchte gerne eine Zahlung 
an Person B in Land 2 tätigen. Dafür wendet A sich an die 
in Land 1 lebende T1, die eine Kontaktperson im Hawala 
System ist (auch „Hawaladar“3). A übergibt T1 das Geld in 
der Währung des Landes 1 und nennt ihr das der B eben-
falls bekannte Passwort. T1 wendet sich an den Hawaladar 
T2, welcher im Land 2 lebt und teilt ihm mit, den Betrag 
(abzüglich Provisionen,4 üblicherweise iHv. 0,5-5%5) an B 
in der Währung von Land 2 auszuzahlen, welcher sich ge-
genüber T2 durch Nennung eines Passworts authentifi-
ziert.6 Der Ausgleich zwischen T1 und T2 findet entweder 
durch Verrechnung gegenüberstehender Forderungen aus 
Hawala Transaktionen statt, oder, da es sich bei den Ha-
waladaren oftmals um Geschäftsleute handelt, durch Lie-
ferung von Waren.7 
 

 
 
1  https://www.faz.net/aktuell/finanzen/illegale-finanzge-

schaefte-mit-hawala-16606994.html; dagegen Eggers/van 
Cleve NZWiSt 2020, 426: „umschreibt ein bargeldloses auf 
Vertrauen basierendes Zahlungssystem ohne urkundliche 
Sicherung“: hawal bedeute „Wechsel“ und/oder „Transfer“, 
Eggers, van Cleve aaO, Fn.10; Erste Nationale Risikoanalyse, 
Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
2018/2019, 47. 

2  Eggers/van Cleve NZWiSt 2020, 426; Taheri, Das Hawala Sys-
tem, BKR 2020, 133, 134; Wissenschaftliche Dienste des 
Deutschen Bundestag, WD 4 – 3000 – 154/19 S. 4, auffind-
bar über die Website des dt. Bundestages unter WD 7 – 
188/19. 

3  Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestag, WD 4 
– 3000 – 154/19 S. 4. 

4  LG Mannheim, 22 KLs 540 Js 6574/20 BeckRS 2020, 50512, 
Rn. 22; Eggers, van Cleve NZWiSt 2020, 426; Wissenschaftli-
che Dienste des Deutschen Bundestag, WD 4 – 3000 – 
154/19 S. 4. 

5  Ebd. 
6  Ebd. 
7  Ebd. 
8  BGH NStZ 2022, 35, 38, 39 = HRRS 2021 Nr. 927; so auch 

Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestag, WD 7 
– 3000 – 188/19 S. 4, welcher aber bei den in Frage 

Dieses Beispiel ist vereinfacht, in der Regel werden deut-
lich mehr Mittelsmänner tätig, bevor der Betrag beim Ziel-
Hawaladar verbucht wird. Das Hawala System stellt also 
keinen vollständigen Ersatz für ein Zahlungsdienstesys-
tem dar, vielmehr ist es auf ein solches zum Teil angewie-
sen, um die zwischen den Beteiligten angefallenen Forde-
rungen zu verrechnen. Es agiert im Schatten des (mehr 
oder weniger) legalen Finanzsystems. 
 
II. Das gewerbsmäßige Anbieten von Zahlungsdiensten 
(§ 1 I S. 2 Nr. 6 ZAG), hier in Form von Finanztransferge-
schäften, steht gem. § 10 I S. 1 ZAG unter einem präven-
tiven Verbot mit Erlaubnisvorbehalt. Wird die Erlaubnis 
nicht eingeholt, stellt erst das Erbringen von Zahlungs-
diensten gem. § 63 I 4. Var. 1 ZAG eine Straftat (bis zu 5 
Jahren Freiheitstrafe o. Geldstrafe) dar.8 Grund für die 
Strafandrohung aus § 63 I Nr. 4 ZAG iVm §§ 10 I S. 1, 1 S. 
2 Nr. 6 ZAG ist die Sicherstellung der staatlichen Aufsicht. 
Diese soll dem Kundenschutz9 dienen und die Finanzie-
rung von terroristischen Organisationen oder der organi-
sierten Kriminalität austrocknen10. 
 
Gem. 10 I S. 1 ZAG muss, wer Zahlungsdienste gewerbs-
mäßig (Alt.1) erbringen will, ohne Zahlungsdienstleister 
iSd § 1 I S. 1 Nr. 2-5 ZAG zu sein, eine schriftliche Geneh-
migung der BaFin einholen. Die BaFin-Genehmigung lag 
in dem Fall des BGH nicht vor (wäre auch aufgrund der 
dem Hawala-System immanenten Intransparenz nicht er-
teilt worden).11 Vorliegend sind Zahlungsdienste in Form 
von Finanztransfergeschäften einschlägig. Der Begriff des 
Finanztransfergeschäfts ist in § 1 I S. 2 Nr. 6 ZAG legalde-
finiert. Dieser Tatbestand hat dabei einen Auffangcharak-
ter gegenüber § 1 I S. 2 Nr. 1-5 ZAG. 12 Der hier einschlä-
gige § 1 I S. 2 Nr. 6 ZAG findet bereits Anwendung, wenn 
A dem B einen Geldbetrag übermittelt und die Übermitt-
lung durch C als Dienstleistung erbracht wird, ohne dabei 
kontengebunden (§ 1 XVII ZAG) zu erfolgen.13 Ein ge-
naues Nachzeichnen der Subsumtion geht an dieser Stelle 
zu weit. Festzuhalten ist, dass es bei dem Finanztransfer-
geschäft nicht erforderlich ist, dass der konkrete Betrag 

kommenden strafrechtlichen Bestimmungen § 129 StGB 
nicht erwähnte, obwohl § 129 II StGB bereits in Kraft getre-
ten war. 

9  BGH NStZ-RR 2021, 388 = HRRS 2021 Nr. 930; besonders 
betont aktuell von BGH HRRS 2022 Nr. 905 Rn. 16; aA: 
Taheri BKR 2020, 133, 135. 

10  Vgl. BGH NStZ-RR 2021, 388= HRRS 2021 Nr. 930: IS-
Finanzierung über Hawala Banking; Taheri BKR 2020, 133, 
135; ferner: https://www.faz.net/aktuell/finanzen/illegale-
finanzgeschaefte-mit-hawala-16606994.html iVa 9/11 Com-
mission p. 171, 498, 504; Erste Nationale Risikoanalyse, Be-
kämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
2018/2019, 47: „Im Bereich des islamistischen Terrorismus 
finden informelle Finanztransfersysteme (etwa Hawala) 
weiterhin großen Einsatz.“. 

11  LG Mannheim, 22 KLs 540 Js 6574/20 BeckRS 2020, 50512, 
Rn. 28. 

12  Schäfer/Omlor/Mimberg/Mimberg ZAG § 1 Rn. 119.  
13  Schäfer/Omlor/Mimberg/Mimberg ZAG § 1 Rn. 119, 129 f., 

132: was aber nicht heißt, dass im Rahmen des Transfers 
nicht Zahlungskonten zum Einsatz kommen dürfen, es darf 
bloß kein Zahlungskonto „auf den Namen des Zahlers oder 
des Zahlungsempfängers eingerichtet“ worden sein; diese 
Negativ-Bedingung ist bei einer Hawala Transaktion erfüllt. 



Aufsätze und Anmerkungen Ebbinghaus – Das Hawala-Finanzsystem als kriminelle Vereinigung 

HRRS Januar (1/2023) 

 
 18 
 
 18 

tatsächlich vom Empfänger in Empfang genommen wer-
den muss (also das physische Bargeld den Empfänger er-
reicht), vielmehr erfolgt eine wirtschaftliche Betrach-
tungsweise, nach der ein Finanztransfer auch durch Auf-
rechnung mit anderen Forderungen erfolgen kann.14 
Transaktionen im Hawala System stellen daher Finanz-
transfergeschäfte iSd. § 1 S. 2 Nr. 6 ZAG dar,15 Finanz-
transfergeschäfte sind Zahlungsdienste. 
 
Diese Zahlungsdienste müssten auch gewerbsmäßig er-
bracht werden. Dies ist dann der Fall,  „wenn sie auf eine 
gewisse Dauer angelegt sind und mit der Absicht der Ge-
winnerzielung erbracht werden“.16 Das LG subsumierte, 
dass es dem Angeklagten sowie dem Netzwerk auf die Er-
wirtschaftung von Profiten ankam und der Angeklagte al-
lein aus dem Grund tätig war, sich eine fortlaufende Ein-
nahmequelle zu verschaffen und deshalb eine Gewerbsmä-
ßigkeit bejaht werden konnte.17 Dies wurde auch vom 
BGH in Hinblick auf eine Strafbarkeit nach  § 63 I Nr. 4 
ZAG iVm §§ 10 I S. 1, 1 S. 2 Nr. 6 ZAG nicht bean-
standet.18 Nimmt man hier, mit LG und BGH, eine Ge-
winnerzielungsabsicht des Zusammenschlusses an, er-
scheint es naheliegend, dass  das gemeinsam verfolgte In-
teresse der Beteiligten darin besteht, sich selbst finanziell 
zu bereichern. Der BGH sah dies allerdings iRd Prüfung 
des § 129 I, II StGB anders (s. III.) 
 
III. Fraglich ist allerdings, ob eine Beteiligung als Geldbote 
zusätzlich von § 129 I S. 1 Var. 2, II StGB als Mitgliedschaft 
in einer kriminellen Vereinigung erfasst ist. Dafür muss 
zunächst geklärt werden, ob ein Verstoß gegen § 63 I Nr. 
4 ZAG denkbar ist, ohne dass gleichzeitig nach der Rspr 
des BGH auch ein Verstoß gegen §§ 129 I, II StGB vor-
liegt.19 Dies kann bejaht werden: Denn auch wenn kaum 
vorstellbar ist, dass Finanztransaktionen im Hawala-Sys-
tem mit nur zwei Beteiligten durchgeführt werden20, so er-
fasst § 63 I Nr. 4 ZAG auch Finanztransfergeschäfte in Ge-
stalt der Entgegennahme und Weiterleitung von Geldern 
auf ausländische Konten im Rahmen vom Handel mit 
Kryptowährungen21. In dieser Konstellation ist es gut vor-
stellbar, dass für eine Strafbarkeit aus § 129 I, II StGB nicht 
genügend Personen beteiligt sind oder die Organisations-
struktur den Anforderungen des § 129 I, II StGB nicht ent-
spricht. 
 
Ob hier eine kriminelle Vereinigung iSd § 129 I, II StGB 
vorliegt, kann aber durchaus bezweifelt werden. Eine Ver-
einigung ist nach der 2017 eingeführten Legaldefinition 

 
 
14  Schäfer/Omlor/Mimberg/Mimberg ZAG § 1 Rn. 139, 140, so 

auch LG Mannheim, 22 KLs 540 Js 6574/20 BeckRS 2020, 
50512, Rn. 29, 112. 

15  So auch LG Mannheim, 22 KLs 540 Js 6574/20 BeckRS 2020, 
50512, Rn. 109 ff.   

16  LG Mannheim, 22 KLs 540 Js 6574/20 BeckRS 2020, 50512, 
Rn. 123; Schwennicke/Auerbach/Schwennicke ZAG § 10 Rn. 
10 iVa. Schwennicke/Auerbach/Schwennicke KWG § 1 Rn. 6. 

17  LG Mannheim, 22 KLs 540 Js 6574/20 BeckRS 2020, 50512, 
Rn. 125. 

18  BGH NStZ 2022, 35, 37 (Rn. 16) = HRRS 2021 Nr. 927. 
19  Andernfalls könnte der Unrechtsgehalt des § 129 I, II StGB 

im § 63 I Nr. 4 ZAG aufgehen, sodass ersterer nicht anzu-
wenden wäre, was eine Beschränkung der strafprozessualen 
Ermittlungsbefugnisse nach sich ziehen würde. 

20  Dahingehend war das Bsp. unter I. eine Vereinfachung. 

ein auf längere Dauer angelegter von einer Festlegung von 
Rollen der Mitglieder, der Kontinuität der Mitgliedschaft 
und der Ausprägung der Struktur unabhängiger organi-
sierter Zusammenschluss von mehr als zwei Personen zur 
Verfolgung eines übergeordneten Interesses. Sofern 
Zweck oder Tätigkeit der Vereinigung auf die Begehung 
von Straftaten (die im Höchstmaß mit min. 2 Jahren Frei-
heitsstrafe verfolgt werden) gerichtet ist, wird die Mit-
gliedschaft gem. § 129 I S. 1 Alt. 2 StGB mit bis zu 5 Jahren 
Freiheitsstrafe bestraft. 
 
Der Zusammenschluss besteht nach den Feststellungen 
des LG aus mehr als 2 Personen, die sich auf längere Dauer 
zusammengeschlossen haben, um Straftaten (Verstoß ge-
gen ZAG, s. II.) zu begehen. Auch das organisatorische 
Element iSd § 129 II StGB liegt vor: Es gab verschiedene 
WhatsApp Chats und -Gruppen, über welche die Abho-
lung von Geldern koordiniert wurde, sowie eine differen-
zierte Aufgabenverteilung (Geldeinsammler, Buchhalter, 
Händler).22 Anders als das LG sah der BGH in dem Erhalt 
des Hawala Systems den gemeinsam verfolgten Zweck. Jener ge-
meinsam verfolgte Zweck (Willenselement) ist dabei der 
Kern des Vereinigungsbegriffes, welcher eine gegenseitige 
Kooperationsverpflichtung, einschließlich dem Erbringen 
eigener Beiträge, zur Erreichung des erstrebten Ziels um-
fasst.23 Auf Grundlage dieses Merkmales erfolgt die Ab-
grenzung zu dem zum Teil strafschärfenden, aber nie straf-
begründenden Merkmal der „Bande“:  Täter in einer Bande 
verfolgen Partikularinteressen, Mitglieder einer kriminel-
len Vereinigung ein übergeordnetes gemeinsames Inte-
resse, dem sich der Einzelne unterordnet.24 Dem BGH ist 
zuzustimmen, dass eine Abgrenzung allein über das orga-
nisatorische Element nicht möglich ist.25 Denn auch die 
Bande weist ein organisatorisches Element auf (vgl. auch 
§ 98a I Nr. 6 StPO: „von einem Bandenmitglied oder in an-
derer Weise organisiert“). Demgegenüber hat der Gesetz-
geber mit der Legaldefinition des Vereinigungsbegriffes 
gerade eine Absenkung des Erfordernisses des Organisati-
onsgrades bezweckt, sodass auch ein nur rudimentärer 
Organisationsgrad der Bejahung einer Strafbarkeit aus 
§ 129 I, II StGB nicht im Wege stehen soll.26 Folglich 
kommt als maßgebliches Abgrenzungskriterium nur das 
gemeinsam verfolgte Interesse iSd § 129 II StGB in Be-
tracht. 
 
Umstritten ist aber, ob auch die wirtschaftliche Bereiche-
rung der am Zusammenschluss Beteiligten als gemeinsam 
verfolgtes Interesse iSd § 129 II StGB ausreicht. Das LG 

21  Schäfer/Omlor/Mimberg/Weiß ZAG § 63 Rn. 53. 
22  LG Mannheim, 22 KLs 540 Js 6574/20 BeckRS 2020, 50512, 

Rn. 141 ff., BGH stimmte dem zu. 
23  SK-StGB/Stein/Greco (2019) § 129 StGB Rn. 11 ff., zustim-

mend ebenfalls zur neuen Gesetzeslage Wissenschaftliche 
Dienste des Deutschen Bundestages WD 7 – 3000 – 069/18 
S. 6 iVa. BGH NJW 2005, 80,81; BGH NStZ 2022, 35, 36; 
Kinzig NJW 2021, 2813; 2817. Der BGH verwendet ‚Zweck‘ 
und ‚Interesse‘ z.T. synonymhaft. 

24  BGH NStZ 2022, 159 = HRRS 2021 Nr. 1230; SK-
StGB/Stein/Greco (2019) § 129 StGB Rn. 15; LK-StGB/Krauß 
§ 129 StGB Rn. 40. 

25  BGH wistra 2021, 441, 444; aA: Sinn/Iden/Pörtner ZIS 2021, 
435. 

26  BT DS 18/11275 S. 10. 
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bejahte dies,27 der BGH verneinte 28 es. Für die Begrün-
dung verweist der BGH in seiner Entscheidung auf ein an-
deres Urteil29, welches am gleichen Tag veröffentlicht 
wurde. Diese Begründung, die erkennbar als Orientie-
rungshilfe für die zuständigen Gerichte formuliert wurde, 
verdient eine genauere Betrachtung. 
 
In diesem am gleichen Tag erschienenen Urteil wird zu-
nächst festgestellt, dass die Absicht, Straftaten zu begehen, 
nicht als gemeinsam verfolgter Zweck (= Interesse) iSd 
§ 129 II StGB ausreicht, denn andernfalls käme dem ge-
sonderten Tatbestandsmerkmal aus § 129 I StGB, wonach 
die Vereinigung auf die Begehung von Straftaten ausge-
richtet ist, keine gesonderte Bedeutung zu, das Tatbe-
standsmerkmal würde verschleifen.30 Hier kann man dem 
BGH (noch) nicht widersprechen. 
 
Anschließend wird auf den vom Gesetzgeber verfolgten Zweck 
eingegangen, der in einer vollständigen Umsetzung der 
Vorgaben des EU-Rahmenbeschlusses 2009/841/JI be-
stehe.31 Dafür sprechen der Name des Änderungsgesetzes 
und die Begründung des Gesetzentwurfes der Bundesre-
gierung sowie die Begründung des Referentenentwurfes 
durch das Justizministerium. 
Diese Deutung des BGH kann m.E. jedoch etwas unter 
Rückgriff auf Äußerungen im Rahmen der Parlamentsde-
batte relativiert werden, wonach die Änderung nicht im 
Widerspruch mit „wesentlichen Grundgedanken des Ge-
samtgefüges des Strafrechts für die Behandlung mehrerer 
zusammenwirkender Personen, wie Vereinigungen, Grup-
pen, Banden oder die Beteiligungsform der Mittäter-
schaft“32 stehen soll. 
 
Das gemeinsam verfolgte Interesse wird vom BGH durch 
den Grundsatz beschränkt, dass ein gemeinsames Gewinn-
streben im Sinne einer wirtschaftlichen Bereicherung der 
Beteiligten nicht ausreiche.33 Über diese Einschränkung 
soll die Abgrenzung zur (wirtschaftskriminellen) Bande 
erfolgen34. 
 
Näher wird ausgeführt, wie das gemeinsam verfolgte Inte-
resse festzustellen ist: Im Wege einer Gesamtwürdigung. 
Hier erfolgt die erste Aushöhlung des Tatbestandes: Ein ge-
meinsam verfolgtes Interesse setze eine Struktur voraus, 
in der sich das Interesse bilden könne.35 Da die Anforde-
rungen an den Organisationsgrad durch die Neufassung 
2017 des § 129 StGB abgesenkt wurden, spräche eine aus-
differenzierte Organisationsstruktur dafür, dass über eine 
individuelle Vorteilsgewinnung hinausgehende Ziele ver-
folgt werden.36 Diese Beweiserleichterung soll dabei auch 
auf wirtschaftlich agierende Zusammenschlüsse Anwen-
dung finden. Nur bei Organisationen, die auch legal am 

 
 
27  LG Mannheim, 22 KLs 540 Js 6574/20 BeckRS 2020, 50512, 

Rn. 132, 135. 
28  BGH NStZ 2022, 35, 36 = HRRS 2021 Nr. 927. 
29  BGH, Urteil vom 2. Juni 2021 – 3 StR 21/21 –, juris, Rn. 21 

ff. = BGH NJW 2021, 2813, 2814 = HRRS 2021 Nr. 795. 
30  BGH NJW 2021, 2813, 2815= HRRS 2021 Nr. 795. 
31  BGH NJW 2021, 2813, 2815= HRRS 2021 Nr. 795. 
32  Bähr-Losse BuTa 18. Wahlperiode 221. Sitzung 8.3.2017, S. 

22354, in der Rede vom 1.6.17 (S. 24266 f.) aber nicht mehr 
erwähnt. 

33  BGH NJW 2021, 2813, 2815f. = HRRS 2021 Nr. 795. 

Markt operieren, könne eine ausdifferenzierte Organisati-
onsstruktur nicht zur Herleitung des gemeinsam verfolg-
ten Zwecks herangezogen werden, da hier die Organisati-
onsstruktur auch legalen Zwecken dienen kann.37 Die aus-
differenzierte Organisationsstruktur muss also aus-
schließlich illegalen Zwecken dienen, um Grundlage für 
die Feststellung des gemeinsam verfolgten Interesses zu 
sein. Neben dem Organisationselement nennt der BGH als 
weitere Indizien „eine festgelegte einheitliche Willensbil-
dung, eine interne Sanktionierung von Verstößen gegen 
gemeinschaftliche Regeln, die Anzahl der Mitglieder, ein 
von den konkreten Personen losgelöster Bestand, eine et-
waige Gemeinschaftskasse, die Beanspruchung quasi-
staatlicher Autorität und die Einflussnahme auf grundle-
gende gesellschaftliche oder hoheitliche Akteure“.38 
 
Dass der BGH damit eine Verschleifung des Tatbestands-
merkmals betreibt, da es nach seiner Vorstellung ange-
nommen werden kann, wenn andere Tatbestandsmerk-
male (z.T.: besonders stark ausgeprägt) vorliegen, ist ein 
naheliegender Vorwurf.39 Soweit dabei auf das Vorliegen 
von anderen Tatbestandsmerkmalen (wie die Existenz des 
Zusammenschlusses unabhängig von dem Bestand der 
Mitglieder) abgestellt wird, ohne dass eine qualitative 
Steigerung des Merkmals denkbar wäre, ist m.E. eine Ver-
schleifung zu bejahen. Ein Zusammenschluss besteht ent-
weder unabhängig von der Zusammensetzung der Mitglie-
der, wie es der Tatbestand erfordert, oder gar nicht. Hin-
sichtlich qualitativ steigerbare Merkmale (Grad der Orga-
nisation) ist zu differenzieren: Es ist durchaus zulässig, 
(objektive) Tatsachen zur Bestimmung von zwei verschie-
denen Tatbestandsmerkmalen heranzuziehen, eine unzu-
lässige Verschleifung wäre es nur, wenn bei dem Vorliegen 
des einen Tatbestandsmerkmales unmittelbar auf das Be-
stehen des anderen Tatbestandsmerkmales geschlossen 
werden kann.40 Hinsichtlich des Merkmals der Organisati-
onsstruktur kann das noch verneint werden, schließlich 
genügt das Vorliegen des Organisationselementes allein 
noch nicht, es muss vielmehr besonders stark ausgeprägt 
vorliegen. Ob eine Abgrenzung zwischen stark ausdiffe-
renzierter Organisationsstruktur und weniger stark aus-
differenzierter Organisationsstruktur gelingt, bleibt abzu-
warten. Dass dies in einer für den Normadressaten vorher-
sehbarer Weise gelingt, darf aber bezweifelt werden. 
 
Doch ist es mit dieser Beweiserleichterung schon jetzt 
möglich, den vorher aufgestellten Grundsatz (dass ein ge-
meinsames Gewinnstreben im Sinne einer wirtschaftli-
chen Bereicherung der Beteiligten kein gemeinsam ver-
folgtes Interesse darstellt) auszuhöhlen. Denn sofern der 
Zusammenschluss einen ausgeprägten Organisationsgrad 
aufweist und nicht auch legal am Markt tätig ist, kann der 

34  Martin, in: Kriminalistik 2018, 269, 271; BGH, Urteil vom 3. 
Dezember 2009 3 StR 277/09 = BGHSt 54, 216-236, Rn. 44 
= HRRS 2010 Nr. 71; iVa BGHSt 46, 321, 329 f. (= BGH 
GSSt 1/00); Greier jurisPR-StrafR 19/2021 Anm. 1. 

35  BGH NJW 2021, 2813, 2816 = HRRS 2021 Nr. 795. 
36  BGH NJW 2021, 2813, 2815 = HRRS 2021 Nr. 795. 
37  BGH NJW 2021, 2813, 2815 = HRRS 2021 Nr. 795; krit.: 

SK-StGB/Stein/Greco § 129 StGB Rn. 22. 
38  BGH NJW 2021 2813, 2816 = HRRS 2021 Nr. 795. 
39  Der bereits von anderen erhoben wurde, vgl. Eggers wistra 

2021, 441, 448. 
40  Vgl. Krell ZStW 126 (2014), 902, 910. 
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BGH dies zur Bejahung eines gemeinsam verfolgten Inte-
resses heranziehen und damit eine kriminelle Vereinigung 
annehmen, auch wenn es sich um einen wirtschaftskrimi-
nellen Zusammenschluss handelt und nach den Feststel-
lungen der Tatsacheninstanz nur ein gemeinsames Streben 
nach wirtschaftlichem Gewinn der Beteiligten vorliegt. 
 
Die zweite Aushöhlung des Tatbestandes wirkt zirkulär: Der 
BGH führt aus, dass das gemeinsam verfolgte Interesse 
grundsätzlich auch in dem eigenständigen Fortbestand der 
Organisation liegen könne41 (welche als Vereinigung iSd 
§ 129 StGB ja erst durch ein gemeinsam verfolgtes Inte-
resse zustande kommt: Die Vereinigung bestünde also, 
wenn die Beteiligten das gemeinsame Interesse verfolgen, 
die Vereinigung bestehen zu lassen.). Dabei lässt sich der 
BGH durchaus so verstehen, dass es ausreicht, wenn es 
den Beteiligten darauf ankommt, dass der Zusammen-
schluss bestehen bleibt (um sich weiterhin zu bereichern, 
aber vor letzterem werden die Augen schnell verschlos-
sen). 
 
Beweiserleichterung und gemeinsame Interesse an dem 
Fortbestand der Organisation führen dazu, dass von dem 
aufgestellten Grundsatz (gemeinsames Gewinnstreben 
der Beteiligten reicht nicht für ein gemeinsames Interesse 
iSd § 129 II StGB aus), der die Abgrenzung zur Bande er-
möglichen soll, nichts mehr übrig bleibt. Denn auch bei 
einer Bande, die sich bspw. zur Begehung von Diebstählen 
zusammengeschlossen hat, ist es naheliegend, dass die Be-
teiligten ein Interesse daran haben, das die Bande fortbe-
steht, um sich aus den Früchten der Taten zu bereichern. 
 
Wie ist aber die Anwendung dieser Leitlinien in der Ha-
wala-Entscheidung zu bewerten? Dass der BGH in dem 
Erhalt des Hawala Systems das übergeordnete gemeinsam 
verfolgte Interesse iSv § 129 II StGB sah, ist kein Zirkel-
schluss: Denn von dem international tätigen Hawala Netz-
werk bzw. System, das länderübergreifend Zahlungen ab-
wickelt, trennen BGH und LG den konkreten Zusammen-
schluss, welcher Hawala Transaktionen in Teilen Deutsch-
lands abwickelt.42 Es entspricht dabei der Rspr des BGH, 
dass auch solche Teile von international tätigen Zusam-
menschlüssen, eine inländische Vereinigung iSd § 129 
StGB darstellen können, insbesondere dann, wenn der Teil 
alle Voraussetzungen des § 129 StGB erfüllt.43 Auf die 
zweite Aushöhlung wird somit verwiesen; sie wird aber 
vom BGH hier nicht angewandt. Die erste Aushöhlung des 
Tatbestandes (durch die Beweiserleichterung) genügt. Denn 

im Rahmen der Prüfung des § 129 I, II StGB führte das LG 
detailliert aus, wie die Organisationsstrukturen des Zu-
sammenschlusses aussahen, um das organisatorische Ele-
ment der Vereinigung bejahen zu können. Von diesen 
Strukturen nimmt der BGH an, dass sie einem gemeinsam 
verfolgten Zweck dienen. Somit folgte der BGH dem LG 
ausdrücklich nicht,44 als es meinte, dass der gemeinsame 
Zweck45 iSd § 129 II StGB in der Bereicherung der Betei-
ligten aus den im Rahmen der Transaktionen anfallenden 
Gebühren des Hawala Systems läge46, obwohl eine Ge-
werbsmäßigkeit nach § 10 I ZAG (s. II.) angenommen 
wurde, für die eine Gewinnerzielungsabsicht erforderlich 
ist. Auch wenn eine Gewinnerzielungsabsicht (wie für die 
Gewerbsmäßigkeit erforderlich) nicht immer mit einer Be-
reicherungsabsicht im strafrechtlichen Sinne gleichzuset-
zen ist, so kann dies im vorliegenden Fall jedoch erfolgen. 
Hätte der BGH jedoch konsequenterweise den gemeinsam 
verfolgten Zweck in der wirtschaftlichen Bereicherung der 
Beteiligten angenommen, so wäre § 129 StGB nicht ein-
schlägig.47 
 
IV. Mit der Hawala Entscheidung zeigt der BGH, dass er 
den Grundsatz, der eine Abgrenzung des § 129 StGB zum 
Merkmal der „Bande“ gewährleisten soll, aufgegeben hat. 
Es ist widersprüchlich, bei dem das Hawala System betrei-
benden Zusammenschluss einerseits eine Gewerbsmäßig-
keit (und damit auch eine Gewinnerzielungsabsicht) zu 
bejahen, um zu einer Strafbarkeit aus § 63 I Nr. 4 ZAG 
iVm §§ 10 I S. 1, 1 S. 2 Nr. 6 ZAG zu gelangen, anderer-
seits das gemeinsam verfolgte Interesse nicht in der wirt-
schaftlichen Bereicherung der Beteiligten zu sehen, um zu 
einer Strafbarkeit aus § 129 StGB zu gelangen, ist wider-
sprüchlich. Eine derartige Dichotomie des Zusammen-
schlusses ist mit der Konzeption des § 129 StGB unverein-
bar. Deshalb erscheint es konsequenter, mit dem LG die 
Verfolgung der wirtschaftlichen Bereicherung der Beteilig-
ten anzunehmen. Doch verdient der BGH Zustimmung, 
wenn er meint, dass nach der Auffassung des LG eine Ab-
grenzung zur Bande nicht mehr möglich wäre. Und indem 
der BGH hier eine Strafbarkeit aus § 129 StGB angenom-
men hat, ist dies auch tatsächlich unmöglich geworden. 
Deshalb ist es begrüßenswert, dass der BGH in seiner 
jüngsten Entscheidung für die Annahme des gemeinsam 
verfolgten Interesses auch auf altruistische Motive der Be-
teiligten abstellte,48 auch wenn die hier dargestellte und 
kritisierte Auslegung des § 129 StGB nicht aufgegeben 
wurde. 

 
 
 

 
 
41  BGH NJW 2021, 2813, 2816 = HRRS 2021 Nr. 795. 
42  BGH NStZ 2022, 35, 36 Rn .7 (= HRRS 2021 Nr. 927): „[…] 

der das Hawala System betreibenden Organisation […]“; 
dazu passt auch BGH HRRS 2022 Nr. 905 (hatte auch ein 
das Hawala-System betreibende Organisation zum Gegen-
stand, welche aber nicht inländisch war, Rn. 20), anders: 
Nestler/Schiffner Anm. zu BGH NStZ 2022, 35, 38, nach de-
nen der BGH nicht zwischen der konkreten Organisation 
und dem Hawala System unterschied, vielmehr der Fortbe-
stand der Organisation selbst der gemeinsam verfolgte 
Zweck darstelle.  

43  Problem. nur bei streng hierarchisch organisierten Struktu-
ren, vgl. zu § 129a StGB BGHSt 56, 28; MüKoStGB/Schä-
fer/Anstötz § 129 StGB Rn. 25. 

44  Vgl. BGH NStZ 2022, 35, 37, Rn. 10 = HRRS 2021 Nr. 927. 
45  Eigentlich: gemeinsam verfolgtes Interesse. 
46  LG Mannheim, 22 KLs 540 Js 6574/20 BeckRS 2020, 50512, 

Rn. 135. 
47  In der neusten Entscheidung (BGH 3 StR 403/20 = HRRS 

2022 Nr. 905) zur Hawala-Problematik wird richtigerweise 
in Rn. 15 auch auf die altruistischen Motive der Geldein-
sammler verwiesen, die ihren Landsleuten eine Möglichkeit 
verschaffen wollten, Transaktionien zu tätigen. 

48  BGH HRRS 2022 Nr. 905 Rn. 15. 
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Hinweis Bei den folgenden Leitsätzen ohne besondere Angabe handelt es sich wie auch oben um Leitsätze des Bearbeiters. Die 
oben hervorgehoben angegebenen Entscheidungen werden im Folgenden ohne die Leitsätze wiedergegeben. Aufgenommen 
sind auch die oben genannten EGMR – und BVerfG-Entscheidungen sowie eventuell auch weitere BVerfG-Entscheidungen, 
die keine besonders hervorzuhebenden Leitsätze aufweisen. Die Entscheidungen können im Volltext über ihre Nummer on-
line über die Suchfunktion unserer Startseite (http://www.hrr-strafrecht.de/hrr/) abgerufen werden. 
 
1. BVerfG 2 BvR 1404/20 (2. Kammer des Zwei-
ten Senats) – Beschluss vom 7. Dezember 2022 
(BGH / LG Berlin) 
Erfolglose Verfassungsbeschwerde gegen eine Verurtei-
lung wegen Mordes im „Ku’damm-Raser-Fall“ (Be-
stimmtheitsgebot; Analogieverbot; Wortlautgrenze; Präzi-
sierungsgebot; Verschleifungsverbot; gefestigte höchst-
richterliche Rechtsprechung zur Abgrenzung von beding-
tem Vorsatz und bewusster Fahrlässigkeit bei Tötungsde-
likten; Wissens- und Willenselement der inneren Tatseite; 
Gesamtschau der Umstände des Einzelfalls; bloße Indiz-
wirkung der objektiven Gefährlichkeit der Fahrt; Schuld-
grundsatz; Gebot schuldangemessenen Strafens). 
Art. 1 Abs. 1 GG; Art. 20 Abs. 3 GG; Art. 103 Abs. 2 GG; 
§ 211 StGB; § 212 StGB; § 315c StGB; § 315d StGB 
 
2. BVerfG 2 BvR 2316/21 (1. Kammer des Zwei-
ten Senats) – Beschluss vom 24. November 2022 
(LG Berlin) 

Anordnung der Fesselung bei Ausführung eines Strafge-
fangenen (fehlendes Rechtsschutzbedürfnis nach Erledi-
gung mangels Darlegung eines besonders belastenden 
Grundrechtseingriffs; Begründungslast für das Fortbeste-
hen der Zulässigkeitsvoraussetzungen der Verfassungsbe-
schwerde bei Änderung der Sach- und Rechtslage). 
Art. 19 Abs. 4 GG; § 23 Abs. 1 Satz 2 BVerfGG; § 92 BVer-
fGG; § 86 StVollzG Bln 
 
3. BGH 1 StR 101/22 – Beschluss vom 22. Sep-
tember 2022 (LG Essen)   
Steuerhinterziehung (erforderliche Darlegung der Besteu-
erungsgrundlagen und der Steuerberechnung im Urteil). 
§ 370 Abs. 1 AO; § 267 Abs. 1 Satz 1 StPO 
 
4. BGH 1 StR 196/22 – Beschluss vom 15. No-
vember 2022 (LG Augsburg)   
Unzulässige Gegenvorstellung gegen den revisionsverwer-
fenden Beschluss. 
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§ 349 Abs. 2 StPO; § 304 Abs. 4 Satz 1 StPO 
 
5. BGH 1 StR 228/22 – Urteil vom 15. November 
2022 (LG Tübingen)   
Notwehr (Erforderlichkeit der Notwehrhandlung). 
§ 32 StGB 
 
6. BGH 1 StR 271/22 – Beschluss vom 22. Sep-
tember 2022 (LG Stade)   
Steuerhinterziehung (Steuerverkürzung: Schätzung). 
§ 370 Abs. 1 AO; § 261 StPO 
 
7. BGH 1 StR 271/22 – Beschluss vom 22. Sep-
tember 2022 (LG Stade)   
Steuerhinterziehung (Steuerverkürzung: Schätzung). 
§ 370 Abs. 1 AO; § 261 StPO 
 
8. BGH 1 StR 272/22 – Beschluss vom 30. No-
vember 2022 (LG Heidelberg)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
9. BGH 1 StR 51/22 – Beschluss vom 26. Juli 
2022 (LG Kiel)   
Mittelbare Täterschaft (Konkurrenzen). 
§ 25 Abs. 1 StGB; § 52 StGB; § 53 StGB 
 
10. BGH 1 StR 70/22 – Beschluss vom 20. Okto-
ber 2022 (LG Frankfurt am Main)   
Beihilfe (Konkurrenzen). 
§ 27 Abs. 1 StGB; § 52 StGB; § 53 StGB 
 
11. BGH 1 StR 284/22 – Beschluss vom 13. De-
zember 2022 (LG München I)   
Ablehnung der Vorführung des Angeklagten zur Revisi-
onshauptverhandlung (Recht des Angeklagten auf Anwe-
senheit in der Verhandlung; Recht auf ein faires Strafver-
fahren). 
§ 250 Abs. 2 Satz 2 StPO; Art. 6 EMRK; Art. 8 der Richt-
linie (EU) 2016/343 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 9. März 2016 über die Stärkung bestimmter 
Aspekte der Unschuldsvermutung und des Rechts auf An-
wesenheit in der Verhandlung in Strafverfahren 
 
12. BGH 1 StR 300/22 – Beschluss vom 18. Ok-
tober 2022 (LG Duisburg)   
Steuerhinterziehung (Hinterziehung von Lohnsteuer und 
Solidaritätszuschlag: Tateinheit); Einziehung (keine Ein-
ziehung beim Täter, wenn Vermögensvorteil durch juristi-
sche Person erlangt wurde). 
§ 370 Abs. 1 Nr. 1 AO; § 52 StGB; § 1 SolZG; § 3 Abs. 1 
Nr. 4 lit. a) SolZG; § 73 Abs. 1 StGB 
 
13. BGH 1 StR 323/22 – Beschluss vom 17. No-
vember 2022 (LG Göttingen)   
Hinterziehung von Tabaksteuer (Einziehungsbetroffener: 
konkludenter Zusammenschluss mehrerer Täter zu einer 
Personengesellschaft, keine Vervielfältigung der ersparten 
Aufwendungen, keine Weiterleitung ersparter Aufwen-
dungen). 
§ 370 Abs. 1 AO; § 15 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2, Abs. 5 TabStG; 
§ 73 Abs. 1 StGB, § 73b Abs. 2 StGB, § 73c StGB, § 40 AO 
 

14. BGH 1 StR 330/22 – Beschluss vom 16. No-
vember 2022 (LG Ulm)   
Rücktritt vom Versuch (erforderliche Feststellungen zum 
Rücktrittshorizont des Täters). 
§ 24 Abs. 1 StGB; § 267 Abs. 1 Satz 1 StPO 
 
15. BGH 1 StR 346/22 – Beschluss vom 18. Ok-
tober 2022 (LG Traunstein)   
Unerlaubtes Handeltreiben mit Betäubungsmitteln (Ab-
grenzung von Täterschaft und Teilnahme bei Kurieren). 
§ 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BtMG; § 25 StGB 
 
16. BGH 1 StR 347/22 – Beschluss vom 18. Ok-
tober 2022 (LG Stuttgart)   
Anordnung der Unterbringung in einer Entziehungsan-
stalt (Voraussetzungen). 
§ 64 StGB 
 
17. BGH 1 StR 352/22 – Beschluss vom 20. Ok-
tober 2022 (LG Stuttgart)   
Verhängung einer Jugendstrafe (Erforderlichkeit; Bemes-
sung: erforderliche Darlegung des Erziehungsbedarfs). 
§ 17 Abs. 2 JGG; § 18 Abs. 2 JGG 
 
18. BGH 1 StR 367/22 – Beschluss vom 16. No-
vember 2022 (LG Konstanz)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
19. BGH 3 StR 111/22 – Beschluss vom 29. No-
vember 2022 (LG Koblenz)   
Verwerfung der Anhörungsrüge als unbegründet (keine 
Verletzung des Rechts auf rechtliches Gehör bei Verwer-
fung der Revision durch Beschluss ohne Begründung; An-
tragsschrift der Staatsanwaltschaft; Gegenerklärung). 
§ 34 StPO; § 349 Abs. 2 StPO; § 356a StPO; Art. 103 
Abs. 1 GG 
 
20. BGH 3 StR 12/22 – Beschluss vom 2. Novem-
ber 2022 (LG Koblenz)   
Gewerbs- und bandenmäßiger Betrug (Täterschaft und 
Teilnahme: relevanter Tatbeitrag; Versuch und Vollen-
dung; Beendigung); Urteil (Berichtigung der Urteilsformel 
nach abgeschlossener Urteilsverkündung: Beschränkung 
auf offensichtliche Fehler). 
§ 25 Abs. 2 StGB; § 27 StGB; § 129 StGB; § 263 Abs.  5 
StGB; 260 StPO 
 
21. BGH 3 StR 291/22 – Beschluss vom 15. No-
vember 2022 (LG Düsseldorf)   
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand; Verwerfung der 
Revision als unbegründet. 
§ 44 StPO; § 349 Abs. 2 StPO 
 
22. BGH 3 StR 297/22 – Beschluss vom 15. No-
vember 2022 (LG Duisburg)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
23. BGH 3 StR 310/21 – Beschluss vom 19. Ok-
tober 2022 (LG Dresden)   
Unterstützung einer kriminellen Vereinigung (Feststel- 
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lung konkreter Förderungshandlung; Konkurrenzen). 
§ 129 Abs. 1 Satz 2 Alt. 1 StGB; § 129a Abs. 5 Satz 1 StGB 
 
24. BGH 3 StR 310/21 – Beschluss vom 19. Ok-
tober 2022 (LG Dresden)   
Verständigung (Verbot verfahrensübergreifender „Ge-
samtlösungen“; Rechtsmittelrücknahme in anderem Ver-
fahren als Inhalt der Verständigung; „bedingte Verständi-
gung“). 
§ 154 StPO; § 257c StPO; § 302 StPO; § 55 StGB 
 
25. BGH 3 StR 318/22 – Beschluss vom 15. No-
vember 2022 (LG Kleve)   
Pflicht zur elektronischen Übermittlung (Revision); Wie-
dereinsetzung in den vorigen Stand (Verschulden: vertei-
digter Angeklagter; psychische Erkrankung). 
§ 32b Abs. 3 StPO; § 32d Satz 2 StPO; § 44 StPO; § 45 
StPO; § 341 StPO 
 
26. BGH 3 StR 321/21 – Urteil vom 3. November 
2022 (LG Düsseldorf)   
Rechtsstaatswidrige Verfahrensverzögerung (Absehen 
von einem Vollstreckungsabschlag); Strafzumessung (Be-
rücksichtigung der Einziehung von Tatmitteln). 
§ 46 StGB; 51 StGB; 74 StGB; Art. 6 Abs. 1 EMRK; Art. 20 
Abs. 3 GG 
 
27. BGH 3 StR 324/22 – Beschluss vom 16. No-
vember 2022 (LG Kleve)   
Sexueller Übergriff (Konkurrenzverhältnis des vollende-
ten sexuellen Übergriffs zur versuchten Vergewaltigung). 
§ 177 StGB 
 
28. BGH 3 StR 340/22 – Beschluss vom 15. No-
vember 2022 (LG Koblenz)   
Handeltreiben mit Betäubungsmitteln (Urteilstenor; mitt-
lere Gefährlichkeit von Amphetamin und Ecstasy; Über-
schreiten der nicht geringen Menge bei Amphetaminbase 
und Ecstasy; Feststellungen zum Wirkstoffgehalt; keine 
Erfahrungssätze zur Mindestkonzentration pro Tablette 
bei Ecstasy; strafschärfende Berücksichtigung der Über-
schreitung des Grenzwerts); Strafrahmenwahl beim Zu-
sammentreffen mehrerer Milderungsgründe (minder 
schwerer Fall; gesetzlich vertypter Milderungsgrund). 
§ 29 BtMG; § 29a BtMG; § 30 BtMG; § 27 StGB; § 49 StGB 
 
29. BGH 3 StR 351/22 – Beschluss vom 16. No-
vember 2022 (LG Kleve)   
Änderung der Urteilsformel (offensichtlicher Schreibfeh-
ler). 
§ 260 StPO; 354 StPO  
 
30. BGH 3 StR 364/22 – Beschluss vom 16. No-
vember 2022 (LG Aurich)   
Polizeiliche Überwachung eines Betäubungsmittelge-
schäfts als bestimmender Strafzumessungsgrund. 
§ 29 BtMG; § 46 StGB 
 
31. BGH 3 StR 371/22 – Beschluss vom 16. No-
vember 2022 (LG Osnabrück)   
Strafrahmenwahl beim Zusammentreffen mehrerer Milde-
rungsgründe (minder schwerer Fall; gesetzlich vertypter 
Milderungsgrund); Anschlusserklärung bei Nebenklage 
durch Rechtsanwalt (Einreichung als elektronisches 

Dokument mit qualifizierter elektronischer Signatur oder 
auf sicherem Übermittlungsweg). 
§ 22 StGB; § 23 StGB; § 49 StGB; § 212 StGB; § 213 StGB; 
§ 32a Abs. 3 StPO; § 32d Satz 2 StPO; § 396 Abs. 1 Satz 1 
StPO 
 
32. BGH 3 StR 384/22 – Beschluss vom 29. No-
vember 2022 (LG Koblenz)   
Einziehung des Wertes von Taterträgen. 
§ 73 StGB; § 73c StGB 
 
33. BGH AK 44/22 – Beschluss vom 15. Novem-
ber 2022 (OLG Koblenz)   
Fortdauer der Untersuchungshaft über sechs Monate 
(dringender Tatverdacht; Fluchtgefahr; Haftgrund der 
Schwerkriminalität; besondere Schwierigkeit und Umfang 
der Ermittlungen); mitgliedschaftliche Beteiligung an ei-
ner terroristischen Vereinigung im Ausland. 
§ 112 StPO; § 121 StPO; § 129a StGB; § 129b StGB 
 
34. BGH AK 48/22 – Beschluss vom 14. Dezem-
ber 2022 (OLG Frankfurt am Main)   
Fortdauer der Untersuchungshaft über sechs Monate 
(dringender Tatverdacht; Fluchtgefahr; Haftgrund der 
Schwerkriminalität; besondere Schwierigkeit und Umfang 
der Ermittlungen); mitgliedschaftliche Beteiligung an ei-
ner terroristischen Vereinigung im Ausland. 
§ 112 StPO; § 121 StPO; § 129a StGB; § 129b StGB 
 
35. BGH StB 47/22 – Beschluss vom 2. Novem-
ber 2022 (OLG München)   
Akteneinsicht des Verletzten (schutzwürdige Interessen 
des Beschuldigten; Statthaftigkeit der Beschwerde gegen 
Ablehnung der Akteneinsicht). 
§ 304 StPO; § 305 StPO; § 406e StPO 
 
36. BGH StB 48/22 – Beschluss vom 2. Novem-
ber 2022 (OLG München)   
Akteneinsicht des Verletzten (schutzwürdige Interessen 
des Beschuldigten; Statthaftigkeit der Beschwerde gegen 
Ablehnung der Akteneinsicht). 
§ 304 StPO; § 305 StPO; § 406e StPO 
 
37. BGH StB 50/22 – Beschluss vom 15. Novem-
ber 2022 (Hanseatisches OLG in Hamburg)   
Aussetzung des Strafrestes bei zeitiger Freiheitsstrafe (Le-
galprognose; Notwendigkeit der Hinzuziehung eines 
Sachverständigen). 
§ 57 Abs. 1 StGB; § 454 Abs. 2 StPO 
 
38. BGH StB 51/22 – Beschluss vom 15. Novem-
ber 2022   
Notwendige Verteidigung (Unzulässigkeit der sofortigen 
Beschwerde gegen Bestellung eines Pflichtverteidigers). 
§ 140 StPO, § 142 StPO; § 304 StPO; Art. 6 Abs. 3 lit. c 
EMRK 
 
39. BGH 5 StR 122/22 – Beschluss vom 7. De-
zember 2022 (LG Bremen)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
40. BGH 5 StR 184/22 – Beschluss vom 23. No-
vember 2022 (LG Berlin)   
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Verwerfung der Revision durch Beschluss (Mitteilung der 
Gründe für die Revision in der Revisionsbegründung; kein 
Nachschieben von Gründen; rechtliches Gehör). 
§ 349 StPO; Art. 103 Abs. 1 GG; Art. 6 EMRK 
 
41. BGH 5 StR 239/22 – Beschluss vom 6. De-
zember 2022 (LG Berlin)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
42. BGH 5 StR 271/22 – Beschluss vom 7. De-
zember 2022 (LG Hamburg)   
Keine Bewertung der Gründe für das Aussageverhalten des 
Zeugen (Zeugnisverweigerungsrecht); strafschärfende Be-
rücksichtigung des Prozessverhaltens des Angeklagten. 
§ 52 StPO; § 46 StGB 
 
43. BGH 5 StR 276/22 – Beschluss vom 25. Ok-
tober 2022 (LG Bremen)   
BGHR; Notwehr durch lebensgefährliche Schüsse auf den 
Oberkörper (Geeignetheit; Erforderlichkeit; konkrete 
Kampflage; ex ante-Perspektive; Erkenntnishorizont des 
Angegriffenen; dynamisches Geschehen; Androhung; 
Warnschuss; nicht lebensgefährliche Verteidigung; keine 
übersteigerten Anforderungen; subjektives Notwehrele-
ment). 
§ 32 StGB 
 
44. BGH 5 StR 287/22 – Beschluss vom 8. No-
vember 2022 (LG Leipzig)   
Änderung des Schuldspruchs. 
§ 354 Abs. 1 StPO  
 
45. BGH 5 StR 306/22 – Beschluss vom 24. Ok-
tober 2022 (LG Hamburg)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
46. BGH 5 StR 309/22 – Urteil vom 24. Novem-
ber 2022 (LG Dresden)   
Beweiswürdigung (Tatgericht; Urteilsgründe; Rechtsfeh-
ler; lückenhaft; Zweifelssatz; Indizien; Gesamtwürdigung; 
Einlassung des Angeklagten; unwiderlegt).  
§ 261 StPO 
 
47. BGH 5 StR 311/22 – Beschluss vom 7. De-
zember 2022 (LG Hamburg)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
48. BGH 5 StR 319/22 – Beschluss vom 6. De-
zember 2022 (LG Kiel)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
49. BGH 5 StR 357/22 – Beschluss vom 22. No-
vember 2022 (LG Berlin)   
Bandenmäßiges Handeltreiben mit Betäubungsmitteln. 
§ 30 Abs. 1 Nr. 1 BtMG 
 
50. BGH 5 StR 372/21 – Urteil vom 8. August 
2022 (LG Bremen)   
BGHSt; Meistbegünstigungsprinzip (mildestes Gesetz; 
strikte Alternativität; Gesamtvergleich; abgestufte 

Prüfungsfolge; Bedeutung von Nebenfolgen; Einziehung; 
Rückwirkungsverbot); Geldwäsche (Begehung als Ver-
pflichteter nach dem GWG; Grundtatbestand; Qualifika-
tion). 
§ 2 StGB; § 261 StGB; Art. 103 Abs. 2 GG; § 2 GWG 
 
51. BGH 5 StR 377/22 – Beschluss vom 22. No-
vember 2022 (LG Görlitz)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
52. BGH 5 StR 380/22 – Beschluss vom 22. No-
vember 2022 (LG Berlin)   
Nebenstrafen und Nebenfolgen (hier: Einziehung) bei 
nachträglicher Gesamtstrafenbildung. 
§ 55 StGB 
 
Liegen die Voraussetzungen des § 55 StGB vor, sind Ne-
benstrafen, Nebenfolgen und Maßnahmen gleicher Art 
grundsätzlich durch das spätere Urteil einheitlich anzu-
ordnen, sodass über sie durch das Gericht zu entscheiden 
ist, das auch über die nachträgliche Gesamtstrafe befindet. 
Dieses ist dabei an die Rechtskraft der ursprünglichen 
Entscheidung gebunden. Sofern die tatsächlichen und 
rechtlichen Voraussetzungen für die (weitere) Vollstre-
ckung vorliegen, ist die frühere Einziehungsentscheidung 
im neuen Urteil aufrechtzuerhalten. Wird die Einzie-
hungsanordnung in dem früheren Urteil gegenstandslos, 
bedarf es hingegen keiner Aufrechterhaltung; die Anord-
nung muss dann entfallen. 
 
53. BGH 5 StR 402/22 – Beschluss vom 22. No-
vember 2022 (LG Leipzig)   
Zusammentreffen von Milderungsgründen bei der Verurtei-
lung wegen Einfuhr von Betäubungsmitteln in nicht gerin-
ger Menge (Strafrahmenwahl; minder schwerer Fall; Sperr-
wirkung; in Gesetzeskonkurrenz verdrängte Tatbestände). 
§ 30a Abs. 3 BtMG; § 30 Abs. 2 BtMG; § 50 StGB 
 
Die Vorschrift des § 50 StGB erfasst nicht die Strafrahmen-
wahl im Verhältnis zwischen im Wege der Gesetzeskonkur-
renz verdrängenden und verdrängten Straftatbeständen. 
Für die zu vergleichenden Mindeststrafen gilt, da es um die 
Ermittlung der gerechten Strafe geht, eine konkrete Be-
trachtung, so dass auch jeweils vorliegende vertypte und all-
gemeine Strafmilderungsgründe zu berücksichtigen sind. 
 
54. BGH 5 StR 429/22 – Beschluss vom 5. De-
zember 2022 
Ablehnung des Antrags auf Pflichtverteidigerwechsel 
(endgültige Zerstörung des Vertrauensverhältnisses; of-
fenkundige Untätigkeit).  
§ 143a StPO 
 
55. BGH 5 StR 450/22 – Beschluss vom 8. De-
zember 2022 (LG Hamburg)   
Teileinstellung. 
§ 154 Abs. 2 StPO 
 
56. BGH 5 StR 464/22 – Beschluss vom 22. No-
vember 2022 (LG Berlin) 
Tätlicher Angriff auf Polizisten als erhebliche Anlasstat bei 
der Anordnung der Unterbringung in einem psychiatri-
schen Krankenhaus. 
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§ 63 StGB 
 
57. BGH 5 StR 466/22 – Beschluss vom 6. De-
zember 2022 (LG Itzehoe)   
Verwerfung der Revision als unzulässig wegen Fristver-
säumnis. 
§ 341 Abs. 1 StPO 
 
58. BGH 5 StR 479/22 – Beschluss vom 6. De-
zember 2022 (LG Kiel)   
Niedrige Beweggründe bei Tötung des Partners (Tren-
nung; übersteigertes Besitzdenken; tatbestimmende Ver-
zweiflung; Trennung auf Betreiben des getöteten Partners; 
Menschenbild des Grundgesetzes). 
§ 211 StGB 
 
59. BGH 5 ARs 33/22 5 AR (VS) 29/22 – Be-
schluss vom 24. Oktober 2022 
Verwerfung der Rechtsbeschwerde als unzulässig. 
§ 29 EGGVG 
 
60. BGH 5 ARs 42/22 5 AR (VS) 32/22 – Be-
schluss vom 9. November 2022 
Verwerfung der Rechtsbeschwerde als unzulässig. 
§ 33 StPO 
 
61. BGH 5 ARs 51/22 5 AR (VS) 34/22 – Be-
schluss vom 9. November 2022 
Verwerfung der Rechtsbeschwerde als unzulässig. 
§ 29 EGGVG 
 
62. BGH 5 ARs 57/22 5 AR (VS) 27/22 – Be-
schluss vom 22. November 2022 
Verwerfung der Rechtsbeschwerde als unzulässig. 
§ 29 EGGVG 
 
63. BGH 2 StR 112/22 – Beschluss vom 27. Sep-
tember 2022 (LG Kassel) 
Zurückweisung einer Anhörungsrüge. 
§ 356a StPO  
 
64. BGH 2 StR 12/22 – Beschluss vom 2. Juni 
2022 (LG Frankfurt am Main) 
Bandenmäßiges Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in 
nicht geringer Menge (Handeltreiben: Vorliegen, Bereit-
stellen einer ausschließlich dem Zweck des Handelns mit 
Betäubungsmitteln dienenden virtuellen Verkaufs- und 
Kommunikationsplattform, Aufrechterhaltung der techni-
schen und inhaltlichen Forenstruktur; Abgrenzung Mittä-
terschaft und Beihilfe: Maßstab, Errichten und Betreiben 
einer internetgestützten Handelsplattform; Konkurren-
zen: Deliktsserie, Tatbeitrag zum Aufbau oder zur Auf-
rechterhaltung einer auf die Begehung von Straftaten aus-
gerichteten Infrastruktur, uneigentliches Organisations-
delikt, Tateinheit, kein der Annahme bandenmäßigen 
Handeltreibens Entgegenstehen); Einziehung des Wertes 
von Taterträgen (erlangter Vermögensvorteil: Kryptowäh-
rungen, faktische Verfügungsgewalt; Bestimmung des 
Wertes: Kryptowährung, Wert zum Zeitpunkt der jeweili-
gen Transaktionen, höhere Handelsmenge; gesamtschuld-
nerische Haftung; Verzicht der Anrechnung). 
§ 30a BtMG; § 25 Abs. 2 StGB; § 27 StGB; § 52 StGB; § 73c 
StGB 
 

65. BGH 2 StR 142/21 – Urteil vom 23. Novem-
ber 2022 (LG Frankfurt am Main) 
Gegenstand des Urteils (prozessualer Tatbegriff: Maßstab, 
Kognitionspflicht des Tatgerichts, Nämlichkeit der Tat, Di-
vergenz der Angaben zu Tatzeit und Tatort im Anklagesatz 
und im Urteil); Zurückweisung eines Beweisantrags (au-
diovisuelle Vernehmung von Zeugen: nicht-Durchführbar-
keit aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen, einzel-
fallbezogene Prüfung des Beweiswerts der zu erwartenden 
Aussage, Eignung der Person, verfügbaren technischen 
Möglichkeiten, hinreichende Gewähr für seine aussage-
kräftige Einvernahme, Überzeugung des Gerichts von völ-
liger Untauglichkeit einer Aussage, Beitragen zur Sachauf-
klärung, besonders wichtiges Beweismittel, strenge Maß-
stäbe, Zurücktreten des Beweiswertes, bisherige Beweis-
aufnahme, zeitlich und organisatorischer Aufwand, Nach-
teile durch Verzögerung des Verfahrens, Vernehmung 
durch den kommissarischen Richter im Wege der Rechts-
hilfe, Vernehmung eines Zeugen unmittelbar vor dem er-
kennenden Gericht, Beitragen zur Wahrheitsfindung, 
pflichtgemäßes Ermessen, eingeschränkte Revisibilität, 
Unerreichbarkeit eines im Ausland lebenden Zeugen bei 
Weigerung, kein Erzwingen des Erscheinens möglich); Be-
weiswürdigung (Inhalt eines Schriftstücks: Erörterung in 
der Hauptverhandlung, Inhalt unstreitig, kein Beruhen 
des Urteils auf dem nicht-Verlesen). 
§ 264 StPO; § 247a StPO; § 251 StPO; § 244 StPO; § 261 
StPO 
 
66. BGH 2 StR 17/22 – Beschluss vom 28. April 
2022 (LG Aachen) 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 
(Gefahrenprognose: umfassende Würdigung). 
§ 63 StGB 
 
67. BGH 2 StR 55/22 – Beschluss vom 24. No-
vember 2022 (LG Aachen) 
Verwerfung der Revision als unbegründet.  
§ 349 Abs. 2 StPO  
 
68. BGH 2 StR 80/22 – Beschluss vom 25. Okto-
ber 2022 (LG Kassel) 
Strafzumessung (Doppelverwertungsverbot: Betäubungs-
mitteldelikte, Gewinnstreben; mittlere Gefährlichkeit von 
Betäubungsmitteln: kein Strafschärfungs- oder Strafmilde-
rungsgrund). 
§ 46 Abs. 3 StGB; § 29a BtMG; § 30a BtMG 
 
69. BGH 2 StR 80/22 – Beschluss vom 25. Okto-
ber 2022 (LG Kassel) 
Verwerfung der Revision als unbegründet.  
§ 349 Abs. 2 StPO  
 
70. BGH 2 StR 92/21 – Beschluss vom 10. No-
vember 2022 (LG Köln) 
Urteilsgründe (zur Anwendung gebrachtes Strafgesetz; 
weitere Rechtausführungen: Gebotenheit, sachlich-recht-
liche Gesichtspunkte, keine Zweifel, Erkennen und Beur-
teilen der durch die getroffenen Feststellungen ergeben-
den rechtlichen Fragen durch das Tatgericht, Widerspruch 
zwischen Urteilsformel und -gründen, offensichtliches 
Verkündungsversehen, nachträgliche Berichtigung, 
Sachrüge, Urteilsaufhebung); Inverkehrbringen von quali-
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tätsgeminderten und gefälschten Arzneimitteln (taugli-
ches Tatobjekt: Qualitätsminderung, gefälschtes Arznei-
mittel oder Wirkstoff, bloße unrichtige Angabe, Täu-
schungseignung). 
§ 267 StPO; § 95 Abs 1 Nr. 3a AMG 
 
71. BGH 2 StR 160/22 – Beschluss vom 7. De-
zember 2022 (LG Aachen) 
Verwerfung der Revision als unbegründet.  
§ 349 Abs. 2 StPO  
 
72. BGH 2 StR 190/22 – Beschluss vom 6. De-
zember 2022 (LG Wiesbaden) 
Verwerfung der Revision als unbegründet.  
§ 349 Abs. 2 StPO  
 
73. BGH 2 StR 190/22 – Beschluss vom 6. De-
zember 2022 (LG Wiesbaden) 
Verwerfung der Revision als unbegründet.  
§ 349 Abs. 2 StPO  
 
74. BGH 2 StR 226/21 – Beschluss vom 12. Ok-
tober 2022 (LG Köln) 
Zurückweisung einer Anhörungsrüge. 
§ 356a StPO 
 
75. BGH 2 StR 229/21 – Beschluss vom 28. Juni 
2022 (LG Aachen) 
Einstellung des Verfahrens bei Verfahrenshindernis (Revi-
sion: Beschwer, auf der Grundlage der getroffenen Fest-
stellungen freizusprechen); Verurteilung auf wahldeutiger 
Tatsachengrundlage (Vorliegen einer zugelassenen Ankla-
geschrift zu allen Varianten; in exklusiver Alternativität 
mögliche Sachverhaltsvarianten, Strafbarkeit des Ange-
klagten); Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in nicht 
geringer Menge (Versuch: Beihilfe, unmittelbares Anset-
zen); Versuch der Beteiligung (Verabredung zu einem Ver-
brechen: Beteiligung nur als Gehilfe, prospektive Täter); 
Entschädigung für andere Strafverfolgungsmaßnahmen 
(Vollzug der Untersuchungshaft); Ausschluss der Ent-
schädigung (Verursachen der Strafverfolgungsmaßnah-
men: strenger Maßstab, wesentlicher Ursachenbeitrag). 
§ 206 StPO; § 29a BtMG; § 23 StGB; 27 StGB; § 30 StGB; 
§ 2 StrEG; § 5 StrEG 
 
76. BGH 2 StR 283/22 – Beschluss vom 22. No-
vember 2022 (LG Frankfurt am Main) 
Verwerfung der Revision als unbegründet.  
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
77. BGH 2 StR 311/22 – Beschluss vom 22. No-
vember 2022 (LG Gera) 
Beweiswürdigung (eingeschränkte Revisibilität; Urteils-
gründe: Darstellung, wesentlicher Inhalt einer Zeugenaus-
sage); Einziehung von Tatmitteln (Besitz jugendpornogra-
phischer Schriften: Speichermedium, verwendeter Com-
puter); sexueller Missbrauch von Kindern.  
§ 261 StPO; § 267 StPO; § 176 StGB; § 184b StGB; § 184c 
StGB; § 74 StGB 
 
§ 261 und § 267 StPO verpflichten das Tatgericht die we-
sentlichen Beweiserwägungen in den Urteilsgründen so 
darzulegen, dass seine Überzeugungsbildung für das Revi-
sionsgericht nachzuvollziehen und auf Rechtsfehler zu 

überprüfen ist. Der wesentliche Inhalt einer Zeugenaus-
sage ist danach in den Urteilsgründen auch außerhalb ei-
ner Aussage-gegen-Aussage Konstellation darzustellen, 
wenn dies erforderlich ist, um die tatgerichtliche Beweis-
würdigung auf Rechtsfehler zu überprüfen. 
 
78. BGH 2 StR 327/22 – Beschluss vom 13. Ok-
tober 2022 (LG Frankfurt am Main) 
Totschlag (bedingter Tötungsvorsatz: Maßstab, gefährli-
che Gewalthandlungen, umfassende Prüfung, Beeinflus-
sung durch Alkohol und Benzodiazepine, Spontantat). 
§ 212 StGB; § 15 StGB 
 
79. BGH 2 StR 352/22 – Beschluss vom 22. No-
vember 2022 (LG Frankfurt am Main) 
Verwerfung der Revision als unbegründet.  
§ 349 Abs. 2 StPO  
 
80. BGH 2 StR 375/22 – Beschluss vom 24. No-
vember 2022 (LG Frankfurt am Main) 
Verwerfung der Revision als unbegründet.  
§ 349 Abs. 2 StPO  
 
81. BGH 2 StR 550/21 – Beschluss vom 28. Sep-
tember 2022 (LG Gera) 
Strafzumessung (strafschärfende Berücksichtigung psy-
chischer Tatfolgen: unmittelbare Folge gerade dieser Tat, 
Folge aller Taten, Anlastung bei der Bildung der Gesamt-
strafe).  
§ 46 StGB 
 
82. BGH 2 StR 567/21 – Beschluss vom 24. No-
vember 2022 
Zurückweisung einer Anhörungsrüge. 
§ 356a StPO 
 
83. BGH 4 StR 102/22 – Urteil vom 13. Oktober 
2022 (LG Münster) 
Einziehung des Wertes von Taterträgen (Darstellung in 
den Urteilsgründen: Tatsachengrundlage, nicht tatsachen-
gestützte Feststellung, revisionsgerichtliche Überprüfung 
möglich; Erlös aus Betäubungsmittelgeschäften: Höhe, 
Wert von Kryptowährungen in Abzug zu bringen, unmit-
telbar aus der Tat erlangtes Etwas; faktische Verfügungs-
gewalt: Abgrenzung zum lediglich transitorischen Besitz); 
Strafzumessung. 
§ 73c StGB; § 73 StGB; § 46 StGB 
 
84. BGH 4 StR 112/22 – Beschluss vom 22. No-
vember 2022 (LG Aachen) 
Gefährdung des Straßenverkehrs (Beinahe-Unfall; Gefahr-
verwirklichungszusammenhang; Missachtung der Vor-
fahrt); verbotene Kraftfahrzeugrennen; Entziehung der 
Fahrerlaubnis; Sperre für die Erteilung einer Fahrerlaub-
nis; Strafzumessung (Strafrahmenwahl: Betäubungsmit-
telstrafbarkeit, Sperrwirkung der Strafrahmenuntergrenze 
verdrängter Straftatbestände).  
§ 315c StGB; § 315d StGB; § 69 StGB; § 69a StGB; § 46 
StGB; § 30 BtMG; § 29a BtMG 
 
85. BGH 4 StR 175/22 – Urteil vom 24. Novem-
ber 2022 (LG Dortmund) 
Revisionsbegründung (Widerspruch Revisionsantrag und 
Revisionsbegründungsschrift: Angriffsziel durch 
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Auslegung zu ermitteln, Teilanfechtung); Strafzumessung 
(Ermittlung des Strafrahmens: tateinheitliche Begehung, 
kein abstrakter Strafrahmenvergleich, Vergleich der konk-
ret in Betracht kommenden Strafrahmen unter Berück-
sichtigung von Ausnahmestrafrahmen, Sperrwirkung des 
zurücktretenden Delikts; strafmildernde Berücksichti-
gung); Betäubungsmittelstrafbarkeit. 
§ 344 StPO; § 46 StGB; § 52 StGB; § 27 StGB; § 30 BtMG, 
§ 29a BtMG 
 
Nach § 52 Abs. 2 Satz 1 StGB wird die Strafe bei tatein-
heitlicher Begehung nach dem Gesetz bestimmt, das die 
schwerste Strafe androht. Für die Ermittlung des sonach 
maßgeblichen Strafrahmens ist kein abstrakter Strafrah-
menvergleich, sondern ein Vergleich der konkret in Be-
tracht kommenden Strafrahmen unter Berücksichtigung 
von Ausnahmestrafrahmen, etwa dem Vorliegen eines 
minder schweren oder eines besonders schweren Falls bei 
dem jeweiligen Delikt geboten. 
 
86. BGH 4 StR 242/22 – Beschluss vom 22. No-
vember 2022 (LG Bielefeld) 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 
(Gefährlichkeitsprognose: Maßstab, Indizien, kein straf-
rechtliches in-Erscheinung-Treten über einen längeren 
Zeitraum trotz bestehender Grunderkrankung).  
§ 63 StGB 
 
87. BGH 4 StR 245/22 – Beschluss vom 11. Ok-
tober 2022 (LG Kaiserslautern) 
Strafzumessung (Einzelstrafen: Betäubungsmitteldelikte, 
Überschreitung der Grenzwerte der nicht geringen Menge, 
Gesamtmenge aus mehreren Einzeltaten, Gesamtstrafen-
bildung). 
§ 46 StGB; § 29a Abs. 1 Nr. 2 BtMG 
 
88. BGH 4 StR 272/22 – Beschluss vom 9. No-
vember 2022 (LG Dortmund) 
Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte (Widerstands-
handlung: Vorliegen, Begriff der Gewalt, Zufahren mit ei-
nem Kraftfahrzeug auf einen Polizeibeamten, bloße Flucht 
vor der Polizei, Behinderung anderer Verkehrsteilneh-
mer); Strafzumessung (Strafrahmenwahl: schwerer räube-
rischer Diebstahl, Gesamtabwägung, mehrere Strafrah-
men, Strafe im unteren Bereich des Strafrahmens); Unter-
bringung in einer Entziehungsanstalt (Erfolgsaussicht: 
Maßstab, Gesamtwürdigung, Fehlen ernsthafter Versuche 
der Änderung des eigenen Konsumverhaltens). 
§ 113 StGB; § 46 StGB; § 64 StGB; § 252 StGB; § 250 StGB 
 
89. BGH 4 StR 328/22 – Beschluss vom 24. No-
vember 2022 (LG Hagen) 
Strafzumessung (Doppelverwertungsverbot: strafschär-
fende Berücksichtigung der mittäterschaftlichen Tatbetei-
ligung). 
§ 46 Abs. 3 StGB; § 25 Abs. 2 StGB 
 
90. BGH 4 StR 344/22 – Beschluss vom 9. No-
vember 2022 (LG Bochum) 
Verwerfung der Revision als unbegründet.  
§ 349 Abs. 2 StPO  
 
91. BGH 4 StR 347/22 – Beschluss vom 22. No-
vember 2022 (LG Bochum) 

Unterbringung in einer Entziehungsanstalt (konkrete Er-
folgsaussicht: Maßstab, prognoseungünstigen Umstände, 
langjähriger polyvalenter Drogenmissbrauch).  
§ 64 StGB 
 
92. BGH 4 StR 357/22 – Beschluss vom 23. No-
vember 2022 (LG Essen) 
Verwerfung der Revision als unbegründet.  
§ 349 Abs. 2 StPO  
 
93. BGH 4 StR 388/22 – Beschluss vom 22. No-
vember 2022 (LG Essen) 
Verwerfung der Revision als unzulässig. 
§ 349 Abs. 1 StPO  
 
94. BGH 4 StR 416/21 – Beschluss vom 27. Ok-
tober 2022 (LG Frankenthal) 
Aufhebung des Urteils (horizontale Teilrechtskraft: Ein-
ziehung). 
§ 353 StPO; § 74 Abs. 1 StGB 
 
95. BGH 4 StR 426/22 – Beschluss vom 23. No-
vember 2022 (LG Bielefeld) 
Verminderte Schuldfähigkeit (Anschließen des Tatgerichts 
an die Beurteilung eines Sachverständigen: Darstellung in 
den Urteilsgründen, eindeutige Bewertung des psychi-
schen Zustands durch das Tatgericht erkennbar; festge-
stellte Sexualdevianz: im Einzelfall eine schwere andere 
seelische Störung, erheblich beeinträchtigte Steuerungsfä-
higkeit, Alkoholisierung, Zusammenwirken mehrerer 
schuldrelevanter Faktoren, Gesamtbetrachtung; Prüfungs-
maßstab: mehrstufige Prüfung; Steuerungsunfähigkeit: 
motivationale Steuerungsfähigkeit, zweckrationales Han-
deln, geplantes und geordnetes Vorgehen). 
§ 21 StGB; § 267 StPO 
 
96. BGH 4 ARs 13/21 – Beschluss vom 18. Au-
gust 2022 
Anrufung des Bundesgerichtshofs im Auslieferungsver-
fahren (Vorlegungsvoraussetzungen: Rechtsfrage, Fest-
stellungsinteresse, fallübergreifende Geltung, Verpflich-
tung des Oberlandesgerichts zu einer Entscheidung über 
die Unzulässigkeit der Auslieferung auf Antrag der Gene-
ralstaatsanwaltschaft, ungelöstes kompetenzrechtliches 
Problem, Weisungsabhängigkeit der Generalstaatsan-
waltschaft, Verfahrensrelevanz, über die rechtliche Be-
deutung für den Einzelfall hinausgehende Fragen); An-
trag auf Entscheidung über die Zulässigkeit der Ausliefe-
rung (Anwendung auf einen Antrag der Generalstaatsan-
waltschaft wegen der angenommenen Unzulässigkeit ei-
ner Auslieferung aufgrund eines Europäischen Haftbe-
fehl: Auslegung, Zweck der Norm, , präventiver Rechts-
schutz, Rechtssicherheit, Gesetzessystematik, kein Ein-
verständnis mit einer vereinfachten Auslieferung, Fest-
stellungsinteresse, Weisungsgebundenheit der General-
staatsanwaltschaft, Schwebezustand des Auslieferungs-
verfahrens auf unabsehbare Zeit ohne gerichtliche Ent-
scheidung, keine unzulässige Rechtsfortbildung, Ent-
scheidungspflicht). 
§ 42 IRG; § 29 IRG; § 78 IRG 
 
1. Fragen nach dem Vorliegen eines für die Zulässigkeit 
eines Antrags auf gerichtliche Entscheidung erforderli-
chen Feststellungsinteresses sind, wie etwa der Fall der 
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prozessualen Überholung zeigt, regelmäßig von den Um-
ständen des konkreten Einzelfalls abhängig.  
 
2. Die Bewertung, ob ein Feststellungsinteresse besteht, 
kann sich auch nach Grundsätzen beurteilen, die allge-
meine bzw. fallübergreifende Geltung beanspruchen und 
daher eine Rechtsfrage zum Gegenstand haben.  
 
3. Die erforderliche Verfahrensrelevanz ist schon dann zu 
bejahen, wenn die Rechtsfrage die Frage der Zulässigkeit 
einer gerichtlichen Entscheidung betrifft. 
 
4. Fragen, die über die rechtliche Bedeutung für den Ein-
zelfall hinausgehen, ohne dass dieser hierfür eine ausrei-
chende tatsächliche Grundlage bietet, genügen den Vorle-
gungsvoraussetzungen indes nicht. 
 
5. Weder der Gesetzeswortlaut noch der Zweck des § 29 
Abs. 1 IRG stehen einer Auslegung entgegen, dass das 
Oberlandesgericht über einen Antrag der Generalstaatsan-
waltschaft auch dann zu entscheiden hat, wenn eine Ge-
neralstaatsanwaltschaft die Auslieferung des Verfolgten 
aufgrund des Europäischen Haftbefehls für unzulässig hält 
und die Bewilligung daher ablehnen will. 
 
6. Ein Feststellungsinteresse für eine Entscheidung des 
Oberlandesgerichts ist zu bejahen. Ohne gerichtliche Ent-
scheidung über die Zulässigkeit der Auslieferung verbliebe 
das Auslieferungsverfahren auf unabsehbare Zeit in einem 
„Schwebezustand“, da sich die Generalstaatsanwaltschaft 
durch die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäi-
schen Union an einer eigenständigen Entscheidung über 
die Ablehnung der Auslieferung gehindert sieht. Würde 
die Generalstaatsanwaltschaft ungeachtet dessen die Be-
willigung der Auslieferung ablehnen, verbliebe gleichwohl 
auch innerstaatlich eine Rechtsunsicherheit. 
 
97. BGH 6 StR 124/22 – Beschluss vom 7. No-
vember 2022 
Festsetzung des Gegenstandswerts für die anwaltliche Tä-
tigkeit des Verteidigers im Adhäsionsverfahren in der Re-
visionsinstanz. 
§ 33 Abs. 1 RVG  
 
98. BGH 6 StR 160/22 – Beschluss vom 21. Sep-
tember 2022 (LG Verden)   
Ausschöpfungsrüge (Anforderungen an die Zulässigkeit 
einer Verfahrensrüge); Rekonstruktionsverbot; Bild-Ton-
Aufzeichnung der ermittlungsrichterlichen Vernehmung; 
Transkription der Vernehmung. 
§ 261 StPO; § 255a Abs. 2 Satz 1 StPO; § 344 Abs. 2 Satz 
2 StPO 
 
99. BGH 6 StR 162/20 – Beschluss vom 30. Juni 
2020 (LG Nürnberg-Fürth)   
Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in nicht geringer 
Menge (konkurrenzrechtliche Beurteilung: Bewertungs-
einheit, Tateinheit). 
§ 29a Abs. 1 Nr. 2 BtMG; § 52 Abs. 1 StGB 
 
1. Mehrere Taten des Handeltreibens mit Betäubungsmit-
teln stehen auch dann zueinander in Tateinheit, wenn ihre 
tatbestandlichen Ausführungshandlungen sich teilweise 
überschneiden. 

2. Da das Vorhalten einer Handelsmenge zum Vertrieb als 
Teilakt des Handeltreibens anzusehen ist, vermag der 
gleichzeitige Besitz zweier für den Verkauf bestimmter 
Vorräte dann Tateinheit zu begründen, wenn die Art und 
Weise der Besitzausübung über eine bloße Gleichzeitig-
keit hinausgeht und die Wertung rechtfertigt, dass die tat-
sächliche Ausübung des Besitzes über die eine Menge zu-
gleich die Ausübung der tatsächlichen Verfügungsgewalt 
über die andere darstellt. 
 
100. BGH 6 StR 198/22 – Beschluss vom 1. No-
vember 2022 (LG Neuruppin)   
Ablehnung des Antrages der Nebenklägerin auf Bewilli-
gung von Prozesskostenhilfe für die Revisionsinstanz; 
grundsätzlich keine Bewilligung von Prozesskostenhilfe 
nach rechtskräftigem Verfahrensabschluss. 
§ 404 Abs. 5 Satz 1 StPO; § 119 Abs. 1 Satz 1 ZPO 
 
101. BGH 6 StR 237/21 – Urteil vom 15. Novem-
ber 2022 (LG Schwerin)   
Hotelkomplex „Hohe Düne“; Subventionsbetrug (Gestal-
tungsmissbrauch; wirtschaftliche Unteilbarkeit); Untreue; 
Verjährung. 
§ § 264 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 8 Nr. 1 StGB aF; § 42 AO; § 2 
SubvG; § 4 Abs. 1 Satz 3 SubvG; § 78 Abs. 1 Satz 1 StGB; 
§ 78c Abs. 1 StGB 
 
102. BGH 6 StR 239/22 – Urteil vom 2. Novem-
ber 2022 (LG Würzburg)   
Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in nicht geringer 
Menge (konkurrenzrechtliche Beurteilung: Bewertungs-
einheit, Tateinheit; Aufzucht von Marihuanapflanzen; Er-
werb von Setzlingen zum Zweck des anschließenden An-
baus); Strafzumessung (Covid-19-Virus; Kontakt- und Be-
suchsbeschränkungen, Untersuchungshaft). 
§ 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BtMG; § 29a Abs. 1 Nr. 2 BtMG; 
§ 46 StGB 
 
103. BGH 6 StR 68/22 – Beschluss vom 15. No-
vember 2022 (LG Potsdam)   
Schwerer Bandendiebstahl (Bandenbezug der Einzeltat: 
konkrete Tat als Ausfluss der Bandenabrede; Tat aus eigen-
nützigen Motiven). 
§ 244a Abs. 1 StGB 
 
Voraussetzung für die Annahme einer bandenmäßigen Be-
gehungsweise ist neben der Mitwirkung eines weiteren 
Bandenmitglieds, dass die Einzeltat Ausfluss der Banden-
abrede ist und nicht losgelöst davon ausschließlich im ei-
genen Interesse der jeweils unmittelbar Beteiligten ausge-
führt wird. 
 
104. BGH 6 StR 70/22 – Urteil vom 5. Oktober 
2022 (LG Stendal)   
Bandenmäßiges Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in 
nicht geringer Menge (Mitglied einer Bande, Bandenab-
rede: Gesamtwürdigung aller maßgeblichen Umstände); 
Erweiterte Einziehung von Taterträgen. 
§ 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BtMG; § 30a Abs. 1 BtMG; § 73a 
Abs. 1 StGB; § 73c StGB 
 
Ob jemand Mitglied einer Bande ist, bestimmt sich nach 
der deliktischen Vereinbarung, der sogenannten Banden-
abrede, deren Vorliegen aufgrund einer Gesamtwürdigung 
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zu beurteilen ist, bei der alle maßgeblichen Umstände in 
den Blick zu nehmen und gegeneinander abzuwägen sind. 
Dem genügt es nicht, wenn wesentliche Indizien unbe-
rücksichtigt bleiben, einzelnen Umständen zu Unrecht 
eine entsprechende Indizwirkung zu- oder aberkannt wird 
oder einzelne Indizien nur isoliert bewertet werden (st. 
Rspr.). 
 
105. BGH 6 StR 287/22 – Beschluss vom 5. Ok-
tober 2022 (LG Amberg)   
Doppelte Wertung von Taten; Handeltreiben mit Betäu-
bungsmitteln in nicht geringer Menge; gewerbsmäßige 
Hehlerei. 
§ 29a Abs. 1 Nr. 2 BtMG; § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BtMG; 
§ 260 Abs. 1 Nr. 1 StGB 
 
106. BGH 6 StR 296/21 – Beschluss vom 3. No-
vember 2022 (LG Stendal)   
BGHSt; „Verfüllung der Tongrube Möckern“; Erkrankung 
des Ergänzungsschöffens, Höchstdauer einer Unterbre-
chung der Hauptverhandlung, Hemmung des Fristenlaufs; 
Beweiserhebungsverbot, Grundsatz der freien richterli-
chen Beweiswürdigung (Verwendung einer nicht geeich-
ten Waage durch einen Sachverständigen, Kontrollwie-
gungen); Strafzumessung (straffreie Lebensführung des 
Angeklagten). 
§ 228 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 StPO; § 229 Abs. 3 aF StPO; 
§ 192 Abs. 2 GVG; § 261 StPO 
 
107. BGH 6 StR 309/22 – Beschluss vom 1. No-
vember 2022 (LG Frankfurt (Oder))   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
108. BGH 6 StR 319/22 – Beschluss vom 29. No-
vember 2022 
Verwerfung des Antrages auf Wiedereinsetzung in den vo-
rigen Stand. 
§ 44 StPO 
 
109. BGH 6 StR 360/22 – Beschluss vom 4. Ok-
tober 2022 (LG Nürnberg-Fürth) 
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
110. BGH 6 StR 384/22 – Beschluss vom 15. No-
vember 2022 (LG Braunschweig)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
111. BGH 6 StR 388/22 – Beschluss vom 15. No-
vember 2022 (LG Halle)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 

112. BGH 6 StR 392/22 – Beschluss vom 14. No-
vember 2022 (LG Göttingen)   
Verwerfung der Revision als unzulässig, im Übrigen als 
unbegründet. 
§ 349 Abs. 1, Abs. 2 StPO 
 
113. BGH 6 StR 406/22 – Beschluss vom 15. No-
vember 2022 (LG Halle)   
In den Verkehr gelangte Betäubungsmittel (keine straf-
schärfende Berücksichtigung). 
§ 46 StGB 
 
114. BGH 6 StR 412/22 – Beschluss vom 14. No-
vember 2022 (LG Frankfurt (Oder))   
Strafzumessung (strafschärfende Berücksichtigung der 
Art der Tatausführung nur bei Vorwerfbarkeit). 
§ 46 StGB; § 21 StGB 
 
1. Die Art der Tatausführung darf einem Angeklagten nur 
dann strafschärfend zur Last gelegt werden, wenn sie vor-
werfbar ist, nicht aber, wenn ihre Ursache in einer von ihm 
nicht zu vertretenen geistig-seelischen Beeinträchtigung 
liegt. 
 
2. Auch der im Sinne des § 21 StGB erheblich vermindert 
schuldfähige Täter ist für die von ihm begangene Tat in 
ihrer konkreten Ausgestaltung verantwortlich, so dass für 
eine strafschärfende Berücksichtigung durchaus Raum 
bleibt, jedoch nur nach dem Maß der geminderten Schuld 
(st. Rspr.). In einem solchen Fall muss das Urteil erkennen 
lassen, dass sich das Tatgericht dieser Problematik be-
wusst war und ihr Rechnung getragen hat. 
 
115. BGH 6 StR 422/22 – Beschluss vom 30. No-
vember 2022 (LG Verden)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
116. BGH 6 StR 426/22 – Beschluss vom 14. No-
vember 2022 (LG Schweinfurt)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
117. BGH 6 StR 454/22 – Beschluss vom 29. No-
vember 2022 (LG Dessau-Roßlau)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
118. BGH 6 StR 464/22 – Beschluss vom 29. No-
vember 2022 (LG Magdeburg)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 

 


